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Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 07.02.2024, 17:00 Uhr, 
Neues Rathaus, Zi. 262, Ratsplenarsaal, Martin-Luther-Ring 4-6, 
04109 Leipzig
Feststellung der Beschlussfähigkeit/Bestätigung der Tagesordnung
Protokollbestätigung
 - Protokollbestätigung der Sitzung vom 06.12.2023
 - Protokollbestätigung der Sitzung vom 10.01.2024

Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
Bericht aus Beteiligungen
Beratung der Vorlagen I
 - Baubeschluss Werk 2, Kochstraße 132, 04277 Leipzig – Brandschutz 

/Instandhaltung
 - Absicherung der ambulanten und komplementären psychiatrischen 

Versorgung und Suchtkrankenhilfe (Bestätigung gem. § 79 (1) Sächs-
GemO im Haushaltsjahr 2024)

 - Vergabe „Aufbau und Management eines Klimaschutznetzwerkes 
für freie Kulturträger und -institutionen und dessen inhaltliche wie 
fachliche Begleitung“

Informationen
Verschiedenes ■
(Änderungen vorbehalten)

Der Vorsitzende 
des Verwaltungsausschusses

Sitzung des  
Verwaltungsausschusses

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 05.02.2024, 17:00 Uhr, 
Neues Rathaus, Ratsplenarsaal, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 
Leipzig
Eröffnung und Begrüßung
Feststellung der Beschlussfähigkeit
Feststellung der Tagesordnung
Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 22.01.2024
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
Vorlagen
 - Anmietung des Neubauprojektes Dahlienstraße 9a, 04209 Leipzig, 

als Einrichtung der stationären Jugendhilfe durch den SEB – 2. 
Lesung; VII-DS-08829

Anfragen, Sonstiges
 - Verkauf des Flurstücks 168/1 der Gemarkung Dölzig an die Stadt 

Schkeuditz (Vorlage VII-DS-07681 und Änderungsantrag der SPD-
Fraktion

Beschlüsse aus der 79. nichtöffentlichen Sitzung der VII. Wahl-
periode des Grundstücksverkehrsausschusses am 08.01.2024
Es wurden keine Beschlüsse gefasst.
Beschlüsse aus der 80. öffentlichen Sitzung der VII. Wahlperiode 
des Grundstücksverkehrsausschusses am 22.01.2024
Es wurden keine Beschlüsse gefasst. ■

Der Vorsitzende 
des Grundstücksverkehrsausschusses

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 05.02.2024, 16:30 Uhr, 
Neues Rathaus, Festsaal, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung
Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 22.01.2024
Anträge aus dem Stadtrat – 1. Lesung
 - Pädagogisch betreute Spielplätze in der gesamten Stadt etab-lieren!; 

Fraktion Die Linke; VII-A-09648
 - Weiterführung des Unterstützungs- und Beratungsangebots „Stark 

für Dich“; Fraktion Die Linke; VII-A-09649
Vorlagen – 1. Lesung 
 - Zweite Änderung Sammelvorlage Kita-Investitionen und Folge-

kosten 2021/2022ff VII-DS-01874-DS-03 ; Dezernat Jugend, Schule 
und Demokratie;

Vorlagen – 2. Lesung
 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den 

Planungszeitraum Januar bis Dezember 2024 VII-DS-09247; Dezernat 
Jugend, Schule und Demokratie  

 - Zweite Änderung Sammelvorlage Kita-Investitionen und Folge-kosten 
2021/2022ff; Dezernat Jugend, Schule und Demokratie; VII-DS-09247

Bericht der Bürgermeisterin
Information zum Sachstand der Bildungskarte
Information zur Jugendkriminalität in der Stadt Leipzig
Zielerreichung des Arbeitsprogramms der Integrierten Kinder- und 
Jugendhilfeplanung
Information der Verwaltung
 - Zwischenbericht zur Umsetzung des Antrags VII-A-08524-NF-02 

Qualität und Zufriedenheit mit der Kindertagesbetreuung ver-
bessern – Grundsatzvereinbarung evaluieren und weiterentwickeln

Sonstiges ■

Sitzung des Grundstücks-  
verkehrsausschusses

Sitzung des  
Jugendhilfeausschusses

Sprechzeiten  
der Friedensrichter

Schiedsstelle Mitte/Nordost 
Sprechtag jeden 3. Di./Monat – Der Sprechtag am 19.03. entfällt; als 
Ersatz wird der 26.03. angeboten (16.00 -18.00 Uhr), Stadthaus, Raum 
U 32, Michael Löffler, Tel. 0160  4  45  55  44; E-Mail: friedensrichter-lo-
effler@t-online.de
Schiedsstelle Ost/Südost
Sprechtag jeden 3. Mi./Monat (16.00-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, 
Sylvio Müller,  Tel. 0341/1 23 35 30, E-Mail: sylvio.mueller@leipzig.de
Schiedsstelle Süd/Südwest
Sprechtag jeden 1. Di./Monat (15.00-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, 
Claudia Schaefer, Tel. 0341/1 23 35 30, Fax: 03212 1 37 31 75; E-Mail: 
claudia.schaefer@leipzig.de
Schiedsstelle Nordwest/Nord
Sprechtag jeden 4. Mi./Monat (16.00-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, Mike 
Rockmann, Tel. 0172 3 72 01 55; E-Mail: Friedensrichter-N-NW@t-online.de
Schiedsstelle West/Alt-West
Sprechtag jeden 2. Di./Monat – Der Sprechtag am 19.03. entfällt; als Ersatz 
wird der 26.03. angeboten (16.00-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, Michael 
Löffler, Tel. 0160 4 45 55 44; E-Mail: friedensrichter-loeffler@t-online.de

Wann hilft die Schiedsstelle?
Bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprüche 
(z. B. Zahlungsansprüche), über Nachbar- und Mietrechtsstreitigkeiten 
und über Ansprüche wegen Verletzung der persönlichen Ehre kann die 
Schiedsstelle helfend und streitschlichtend tätig werden. Das heißt, die 
Anrufung der Schiedsstelle bei bürgerlichen Streitigkeiten geschieht 
freiwillig und ist nicht vorgeschrieben. In solchen Fällen können Sie sich 
direkt an die Schiedsstelle Ihres Bezirkes wenden und bekommen dort 
fachkundige Unterstützung bei Ihren Anliegen. ■
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SBB Südwest am 05.02.2024, 18:00 Uhr, Schule am Grünen Gleis, Bau-
mannstraße 13, 04229 Leipzig 
Weitere Informationen www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedwest/
 - Aktualisierung, Evaluierung und Verstetigung des Stadtbezirksbudgets
 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig 2024
 - Stadtplatzprogramm 2030+
 - Bebauungsplan Nr. 380.1 „Grüner Bahnhof Plagwitz –Nordteil/Ost“
 - 26. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
Offenen Freizeittreffs 

 - Anträge zum Stadtbezirksbudget
SBB West am 05.02.2024, 18:00 Uhr, Freizeittreff „Völkerfreundschaft“, 
Stuttgarter Allee 9, 04209 Leipzig
Weitere Informationen www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-west  
 -  1. Änderung zum Planungsbeschluss Komplexmodernisierung und Erweite-

rung am Grundschulstandort Großmiltitzer Straße 4 / Schule Miltitz
 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Planungs-

zeitraum Januar bis Dezember 2024
 - Stadtplatzprogramm 2030+ Transformation von Stadt- und Quartiersplätzen 

zu nachhaltigen Aufenthaltsräumen
 - Aktualisierung, Evaluierung und Verstetigung des Stadtbezirksbudgets als 

dauerhaftes Instrument der Stadtbezirksbeiräte
 - Vorschläge und Anträge zum Stadtbezirksbudget

SBB Südost am 06.02.2024, 18:30 Uhr, Franz-Mehring-Schule, Gletscher-
steinstraße 9, 04299 Leipzig
Weitere Informationen www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost/
 - Herstellg. eines Stadtplatzes am denkmalgeschützten Dorfanger Probstheida
 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Planungs-

zeitraum Januar bis Dezember 2024
 - Aktualisierung, Evaluierung und Verstetigung des Stadtbezirksbudgets als 

dauerhaftes Instrument der Stadtbezirksbeiräte
 - Stadtplatzprogramm 2030+ Transformation von Stadt- und Quartiersplätzen 

zu nachhaltigen Aufenthaltsräumen
 - Information Jugendclub Probstheida und Zaubergarten Stötteritz
 - 26. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
Offenen Freizeittreffs

 - Stadtbezirksbudget
SBB Nordost am 07.02.2024, 17:30 Uhr, KulturGut Schloss Schönefeld, 
Zeumerstraße 1, 04347 Leipzig
Weitere Informationen www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordost
 - „Entwicklungskonzeption Naturbad Nordost“ – Ergebnis
 - Außengelände des Horts der 21. Grundschule sichern
 - Stadtplatzprogramm 2030+ Transformation von Stadt- und Quartiersplätzen 

zu nachhaltigen Aufenthaltsräumen
 - Aktualisierung, Evaluierung und Verstetigung des Stadtbezirksbudgets als 

dauerhaftes Instrument der Stadtbezirksbeiräte
 - 26. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
Offenen Freizeittreffs

 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Planungs-
zeitraum Januar bis Dezember 2024

 - Information zu Frei- und Brachflächenentwicklungskonzept Mockau
 - Anträge zum Stadtbezirksbudget

SBB Ost am 07.02.2024, 18:00 Uhr, Stadtteilhaus der Quartiersschule 
Ihmelsstraße, Wurzner Straße 70, 04315 Leipzig
Weitere Informationen www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-ost  
 - Aktualisierung, Evaluierung und Verstetigung des Stadtbezirksbudget als 

dauerhaftes Instrument der Stadtbezirksbeiräte
 - Gelände d. ehem. Gasanstalt Ost zum Kreativquartier Sellerhausen entwickeln 
 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Planungs-

zeitraum Januar bis Dezember 2024
 - Stadtplatzprogramm 2030+
 - 26. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 

Kindertagesstätten, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und Offenen 
Freizeittreffs

 - Anträge zum Stadtbezirksbudget
 - Telekom Glasfaserausbau Volkmarsdorf 
 - Ostheimstraße 38: Grundsatzbeschluss und Bestätigung des Beherbergungs-

vertrages 
SBB Nordwest am 08.02.2024, 18:00 Uhr, Stadtteilzentrum „Anker“, 
Renftstraße 1, 04159 Leipzig 
Weitere Informationen www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordwest
 - Ersatzneubau Gustav-Esche-Brücke
 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Planungs-

Sitzungen der Stadtbezirksbeiräte
zeitraum Januar bis Dezember 2024

 - Aktualisierung, Evaluierung und Verstetigung des Stadtbezirksbudgets als 
dauerhaftes Instrument der Stadtbezirksbeiräte

 - Stadtplatzprogramm 2030+ Transformation von Stadt- und Quartiersplätzen 
zu nachhaltigen Aufenthaltsräumen

 - 26. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 
Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
Offenen Freizeittreffs

 - Anträge zum Stadtbezirksbudget
SBB Nord am 08.02.2024, 17:30 Uhr, Kulturhof Gohlis, Eisenacher Straße 
72, 04155 Leipzig 
Weitere Informationen www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nord 
 - Gespräch mit SBB-Patenbürgermeisterin Dr. Skadi Jennicke
 - Stadtplatzprogramm 2030+ Transformation von Stadt- und Quartiersplätzen 

zu nachhaltigen Aufenthaltsräumen
 - Benennung des Gohliser Angers in Turmgutplatz
 - Satzung zur Aufhebung der Sanierungssatzung „Leipzig- Gohlis“
 - Aktualisierung, Evaluierung und Verstetigung des Stadtbezirksbudgets als 

dauerhaftes Instrument der Stadtbezirksbeiräte
 - 26. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
Offenen Freizeittreffs

 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Planungs-
zeitraum Januar bis Dezember 2024

 - Anträge zum Stadtbezirksbudget
SBB Alt-West am 14.02.2024, 17:30 Uhr, Rathaus Leutzsch, Beratungsraum 
1. Etage, Georg-Schwarz-Straße 140, 04179 Leipzig 
Eine digitale Zuschaltung ist nach vorheriger Anmeldung möglich.
Weitere Informationen www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-alt-west
 - Vorstellung Konzept Leipziger Meuten
 - Schulwegsicherheit und Schulcampus am Robert-Schumann-Gymnasium
 - Ordnung der Verkehrssituation an der Odermannstraße
 - 125 J. Leipziger Palmengarten im Jahr 2024 als Themen-Projekt nutzen
 - Stadtplatzprogramm 2030+
 - Aktualisierung, Evaluierung und Verstetigung des Stadtbezirksbudgets
 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung Planungszeitraum 2024
 - 26. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Baumaßnahmen für Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
Offenen Freizeittreffs

 - Anträge zum Stadtbezirksbudget
SBB Süd am 14.02.2023, 18:00 Uhr, Immanuel-Kant-Gymnasium, Zi. 408, 
Scharnhorststr. 15, 04275 Leipzig
Gäste können sich online zuschalten. Den Link und weitere Informationen www.
leipzig.de/stadtbezirksbeirat-sued  
 - Bau- und Finanzierungsbeschluss - Instandsetzung Brücke B2 I Wundtstraße 

über die Kurt-Eisner-Straße / Schleußiger Weg
 - Satzung zur Aufhebung der Sanierungssatzung „Innerer Süden“
 - Sicher und schnell zum Cospudener See
 - Aktualisierung, Evaluierung und Verstetigung des Stadtbezirksbudgets
 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig 2024
 - Stadtplatzprogramm 2030+
 - 26. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
Offenen Freizeittreffs

 - Anträge zum Stadtbezirksbudget
SBB Mitte am 15.02.2024, 18:00 Uhr, Stadtbüro, Burgplatz 1 und per 
Videokonferenz (über Microsoft Teams)
Den Link und die vollständigen Unterlagen zur Sitzung www.leipzig.de/stadt-
bezirksbeirat-mitte
 - Anträge zum Stadtbezirksbudget
 - Satzung zur Aufhebung der Sanierungssatzung „Innerer Süden“
 - Park mich nicht voll – Roscherstraße bdstg. für Fußgänger nutzbar machen
 - Aktualisierung, Evaluierung und Verstetigung des Stadtbezirksbudgets als 

dauerhaftes der Stadtbezirksbeiräte
 - Bebauungsplan Nr. 45.5 „Höfe am Brühl“, 2. Änderung – Freigabe zur früh-

zeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung
 - Bau- und Finanzierungsbeschluss Teilsanierung Stadionvorplatz in Vorberei-

tung der UEFA EURO 2024
 - Stadtplatzprogramm 2030+ - Transformation von Stadt- und Quartiersplätzen 

zu nachhaltigen Aufenthaltsräumen
 - 26. Sachstandsbericht zur Umsetzung von Baumaßnahmen für Schulen, 

Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung und 
Offenen Freizeittreffs

 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Planungs-
zeitraum Januar bis Dezember 2024 ■

http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedwest/
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-west
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost/
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordost
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-ost
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordwest
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nord
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-alt-west
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-sued
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-sued
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-mitte
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-mitte
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OR Engelsdorf, Montag, 05.02.2024, 19:00Uhr, Versammlungsraum 
des Ortschaftsrates Engelsdorf, Engelsdorfer Str. 345, 04319 Leipzig
Eröffnung und Begrüßung
Tagesordnung
Bestätigung der Niederschrift vom  08.01.2024
Anregungen zu Verbesserungen der Anbindung von Klein-pösna
Vergabe des Sitzungskalenders 2024
 - Brauchtumsmittelvergabe, sofern Anträge vorliegen.

Informationen
 - Zu den Inhalten im Gemeindeboten
 - Neuregelung Förderung Seniorenbetreuung

Bürgersprechstunde

OR Lützschena-Stahmeln, Montag, 05.02.2024, 18:30Uhr, Leipziger 
Hotel, Hallesche Straße 190, 04159 Leipzig
Eröffnung und Begrüßung
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung
 - Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 08.01.2024
 - Zuordnung von betriebsnotwendigen Grundstücken und Ge-bäuden 

an den Eigenbetrieb Stadtreinigung Leipzig zum 01.01.2024; Dezernat 
Umwelt, Klima, Ordnung und Sport  

 - Beratung und Beschlussfassung von Haushaltsanträgen Lützschena-
Stahmeln 2025/2026

 - Frühzeitige Information des Ortschaftsrates bei Baumaßnahmen; 
Ortschaftsrat Böhlitz-Ehrenberg  

 - Frühzeitige Information des Ortschaftsrates bei Baumaßnahmen; 
Dezernat Stadtentwicklung und Bau  

Einwohnerfragen
Sonstiges

OR Lindenthal, Dienstag, 06.02.2024, 19:00Uhr, Rathaus Lindenthal, 
Ratssaal, Erich-Thiele-Str. 2, 04159 Leipzig
Begrüßung und Feststellung Mitunterzeichner
Protokollkontrolle und Feststellung der Beschlußfähigkeit
Mitteilung des Ortsvorstehers
Anfragen der Anwohner
Anfragen und Anträge der Ortschaftsräte
 - Stadtplatzprogramm 2030+
 - Transformation von Stadt- und Quartiersplätzen zu nachhaltigen 

Aufenthaltsräumen; Dezernat Stadtentwicklung und Bau  
 - Aktualisierung, Evaluierung und Verstetigung des Stadtbezirksbudgets 

als dauerhaftes Instrument der Stadtbezirksbeiräte; Oberbürgermeister  
 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Pla-

nungszeitraum Januar bis Dezember 2024; Dezernat Jugend, Schule 
und Demokratie  

Sitzungen der Ortschaftsräte

OR Seehausen, Dienstag, 06.02.2024, 19:00 Uhr, Gasthof Hohen-
heida, Am Anger 42, 04356 Leipzig
 - Eröffnung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähigkeit
 - Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 09.01.2024
 - Frühzeitige Information des Ortschaftsrates bei Baumaßnahmen
 - Ortschaftsrat Böhlitz-Ehrenberg  
 - Frühzeitige Information des Ortschaftsrates bei Baumaßnahmen; 

Dezernat Stadtentwicklung und Bau  
 - Fachförderrichtlinie Gebäudeerwerb durch Mietergemeinschaften; 

Dezernat Stadtentwicklung und Bau  
 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Pla-

nungszeitraum Januar bis Dezember 2024; Dezernat Jugend, Schule 
und Demokratie  

 - Stadtplatzprogramm 2030+
 - Transformation von Stadt- und Quartiersplätzen zu nachhaltigen 

Aufenthaltsräumen; Dezernat Stadtentwicklung und Bau  
 - Frühjahrsputz 2024
 - Brauchtumsmittel
 - Beantwortung von Bürgeranfragen/Sonstiges
 - Anfragen
 -

OR Holzhausen, Donnerstag, 08.02.2024, 19:30 Uhr, Schule Holz-
hausen, Aula, Stötteritzer Landstraße 21, 04288 Leipzig
 - Eröffnung und Begrüßung
 - Feststellung der Beschlußfähigkeit
 - Feststellung der Tagesordnung
 - Bestätigung der Protokolle der Sitzungen vom 14.12.2023 und 

11.01.2024
- Sachstandberichte
 - Gespräch Optimierung Volksfest Holzhausen  
 - Coole Straßen für Leipzig
 - Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
 - Zuordnung von betriebsnotwendigen Grundstücken und Ge-bäuden 

an den Eigenbetrieb Stadtreinigung Leipzig zum 01.01.2024; Dezernat 
Umwelt, Klima, Ordnung und Sport  

 - Planungsbeschluss Arthur-Polenz-Straße; Dezernat Stadtentwicklung 
und Bau  

 - Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung der Stadt Leipzig für den Pla-
nungszeitraum Januar bis Dezember 2024; Dezernat Jugend, Schule 
und Demokratie  

 - Einwohnerfragestunde
 - Sonstiges und Termine ■

(Änderungen vorbehalten)
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Die Leipziger Ratsversammlung hat in ihrer Sitzung vom 24.01.2024 
folgende Neubenennungen, Teilumbenennungen und Teilaufhebung 
von Straßen und Plätzen (Straßenbenennung 1/2024, VII-DS-08927) 
beschlossen:

Neubenennungen:
Stadtbezirk Nordost, Ortsteil Mockau-Nord
Benennung eines Platzes östlich der Mockauer Straße
Die Platzfläche angrenzend an Mockauer Straße, Kieler Straße und 
Beuthstraße erhält den Namen „Mockauer Platz“. Mockau: Gemeinde, 
1915 nach Leipzig eingemeindet. 

Stadtbezirk Mitte, Ortsteil Zentrum-Nordwest
Benennung eines Platzes an der Liviastraße
Die Platzfläche an der Liviastraße in Höhe Feuerbachstraße erhält 
den Namen „Liviaplatz“. Livia Virginie (Virginia) von Frege: geb. 
Gerhardt, geb. 13.06.1818 in Gera, gest. 22.08.1891 in Leipzig; Sängerin, 
Gab häufig unter Mendelssohn Bartholdy Konzerte.
 
Stadtbezirk Südost, Ortsteil Reudnitz-Thonberg
Benennung eines Platzes westlich der Prager Straße
Die Platzfläche zwischen Prager Straße und Karl-Siegismund-Straße 
auf Höhe der Sächsischen Landesschule mit dem Förderschwerpunkt 
Hören (Förderzentrum Samuel Heinicke) erhält den Namen „Anna-Hei-
nicke-Platz“. Anna Catharina Elisabeth Heinicke: geb. am 09.11.1757 in 
Jüthorn bei Wandsbek, gest. am 06.08.1840 in Leipzig, Gehörlosenpäd-
agogin,  von 1792-1829  Leiterin des Instituts für Gehörlose in Leipzig. 

Teilumbenennungen:

Stadtbezirk Ost, Ortsteil Sellerhausen-Stünz
Teilumbenennung des südlichen Teils der Portitzer Straße
Der südliche Straßenabschnitt der Portitzer Straße zwischen Eisen-
bahnstraße und Wurzner Straße erhält den Namen „Jesewitzer Straße“. 
Jesewitz: Gemeinde nordöstlich von Leipzig im Landkreis Nordsachsen.

Stadtbezirk Mitte, Ortsteil Zentrum-Südost
Teilumbenennung des Roßplatzes
Die nordöstliche Teilfläche des Roßplatzes neben dem Europahaus mit 
Mägdebrunnen erhält den Namen „Hinrich-Lehmann-Grube-Platz“. 
Hinrich Lehmann-Grube: geb. am 21.12.1932 in Königsberg, gest. am 
06.08.2017 in Leipzig, Kommunalpolitiker, 1990-1998 Oberbürger-
meister der Stadt Leipzig.

Stadtbezirk Nordost, Ortsteil Schönefeld-Abtnaundorf
Teilumbenennung des südwestlichen Teils der Rackwitzer Straße/
Verlängerung Am Gothischen Bad
Der südwestliche Straßenabschnitt der Rackwitzer Straße zwischen 
Berliner Straße und Am Gothischen Bad soll den Namen „Am Got-
hischen Bad“ erhalten. Damit wird die Straße Am Gothischen Bad 
verlängert. Benannt nach dem im neogotischen Stil 1878 an der Parthe 
errichteten Bad. 

Teilaufhebung:
Stadtbezirk Ost, Ortsteil Volkmarsdorf
Teilaufhebung der Ihmelsstraße
Die Benennung des Straßenabschnitts der Ihmelsstraße zwischen 
Wurzner Straße und Krönerstraße wird aufgehoben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Neubenennungen, Teilumbenennungen und die Aufhebung 
kann binnen eines Monats nach der amtlichen Bekanntmachung schrift-
lich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Amt für Statistik 
und Wahlen, 04092 Leipzig (Postanschrift) bzw. Thomasiusstraße 
1, Zimmer 218 (Hausanschrift) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz (VwVfG) eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung: Der Widerspruch kann unter 
statistik-wahlen@leipzig.de durch E-Mail mit qualifizierter elektroni-
scher Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden. Der 
Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De-Mail 
in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß § 5 
Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Diese Allgemeinverfügung wird gemäß §1 Sächsisches Verwaltungs-
verfahrens- und Verwaltungszustellungsgesetz (SächsVw, VfZG) i. 
V. m. §41 Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) öffentlich 
bekannt gegeben, da eine Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich 
ist. Diese Allgemeinverfügung und ihre Begründung können ab dem 
05.02.2024 bis zum 23.02.2024 nach telefonischer Terminabsprache im 
Amt für Statistik und Wahlen in der Thomasiusstraße 1, Zimmer 218 
eingesehen werden.

Der Beschluss der Ratsversammlung und die Beratungsunterlagen 
können auch im elektronischen Ratsinformationssystem der Stadt 
Leipzig unter www.leipzig.de/bürgerservice-und-verwaltung/stadt-
rat/ratsinformationssystem abgerufen und eingesehen werden. ■

Amtliche Bekanntmachung von Neubenennung, Teilumbenennung  
und Teilaufhebung von Straßen und Plätzen

Entzug des Nutzungsrechtes  
von Grabstätten auf kommunalen 

Friedhöfen
Das Amt für Stadtgrün und Gewässer, Abt. Friedhöfe, gibt bekannt, 
dass bei nachfolgend aufgeführter Grabstätte auf den kommunalen 
Friedhöfen 3 Monate nach dieser öffentlichen Bekanntmachung, 
gemäß § 30 Absatz 1 und 3 der Friedhofssatzung für die Benutzung 
der von der Stadt Leipzig verwalteten Friedhöfe vom 15.12.2010, das 
Nutzungsrecht entschädigungslos entzogen wird.
Die Nutzungsberechtigten sind trotz mehrmaliger Hinweise ihren 
Pflichten nicht nachgekommen.

Friedhof  Grab-  Nutzungs- Name letzte
    bezeichnung ende  verstorbene Person
Ostfriedhof 32/02/42/3 28.09.2020 Wohlgemuth, 
        Marianne Ingeborg ■

Dienstausweise/ 
Dienstmarken der Stadt Leipzig  

ungültig
Hiermit werden die folgenden Dienstausweise/Dienstmarken der 
Stadt Leipzig für ungültig erklärt:
DM000313
DA001995
DM000135
DA001195  ■

http://www.leipzig.de/bürgerservice-und-verwaltung/stadt-rat/ratsinformationssystem
http://www.leipzig.de/bürgerservice-und-verwaltung/stadt-rat/ratsinformationssystem
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Nach § 3 Absatz 1 der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums 
des Innern zur Bestellung von gemeindlichen Vollzugsbediensteten 
für den Vollzug polizeibehördlicher Aufgaben (Gemeindliche-Voll-
zugsbediensteten-Verordnung – GemVollzVO) vom 26. April 2023 
wird Folgendes bekanntgemacht:

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Nummer 1 des Gesetzes über die 
Aufgaben, Organisation, Befugnisse und Datenverarbeitung der Poli-
zeibehörden im Freistaat Sachsen (Sächsisches Polizeibehördengesetz 
– SächsPBG) vom 11. Mai 2019 i. V. m. § 1 Absätze 1 und 2 GemVollzVO 
werden den von der Stadt Leipzig bestellten gemeindlichen Vollzugs-
bediensteten die folgenden polizeibehördlichen Aufgaben übertragen:
Der Vollzug 
1. von Satzungen und Polizeiverordnungen der Orts- und Kreispoli-

zeibehörden, 
2. der Vorschriften zum Schutz von öffentlichen Grün- und Erho-

lungsanlagen, Kinderspielplätzen sowie anderen dem öffentlichen 
Nutzen dienenden Anlagen und Einrichtungen gegen Beschädigung, 
Verunreinigung und missbräuchliche Benutzung, 

3. der Vorschriften über den ruhenden Verkehr, 
4. der Vorschriften über die Sondernutzung an öffentlichen Straßen, 
5. der Vorschriften über das Verbot des Behandelns, Lagerns und 

Ablagerns von Abfällen sowie über die Beseitigung pflanzlicher 
Abfälle außerhalb dafür zugelassener Anlagen, 

6. der Vorschriften über das Reisegewerbe und das Marktwesen, 
7. der §§ 3 bis 9 des Sächsischen Ladenöffnungsgesetzes vom 1. De-

zember 2010 (SächsGVBl. S. 338), das zuletzt durch das Gesetz vom 
5. November 2020 (SächsGVBl. S. 589) geändert worden ist, 

8. des Sächsischen Gaststättengesetzes vom 3. Juli 2011 (SächsGVBl. 
S. 198), das zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 26. April 
2018 (SächsGVBl. S. 198) geändert worden ist, 

9. der Vorschriften zum Schutz der Bevölkerung vor gefährlichen 
Hunden, 

10. der Vorschriften zum Schutz der Ruhe an Sonn- und Feiertagen, 
11. der Vorschriften zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in der 

Öffentlichkeit, 
12. der Vorschriften zu Abbrennverboten pyrotechnischer Gegen-

stände nach der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1991 (BGBl. I S. 169), 
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 20. Dezember 2021  
(BGBl. I S. 5238) geändert worden ist und 

13. von Anordnungen der Katastrophenschutzbehörde nach den 
§§ 55 und 58 des Sächsischen Gesetzes über den Brandschutz, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz vom 24. Juni 2004  
(SächsGVBl. S. 245, 647), das zuletzt durch das Vierte Gesetz zur Än-
derung des Sächsischen Gesetzes über den Brandschutz, Rettungs-
dienst und Katastrophenschutz vom 8. Januar 2024 (SächsGVBl. S. 2) 
geändert worden ist, auch im Rahmen der Mitwirkungspflicht nach 
§ 39 Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 Nummer 6 dieses Gesetzes.

Die Zuständigkeit des Polizeivollzugsdienstes bleibt unberührt. ■

Burkhard Jung
Oberbürgermeister

Übertragung polizeibehördlicher Aufgaben auf die  
gemeindlichen Vollzugsbediensteten der Stadt Leipzig

Öffentlicher Hinweis zur Fälligkeit 
der Grund- und Gewerbesteuer

Alle Eigentümer/-innen von Grundbesitz und alle Gewerbesteuer-
pflichtigen werden auf die Fälligkeit der Steuern am 15. Februar 2024 
hingewiesen. Die Steuer ist rechtzeitig unter Angabe des entsprechenden 
Buchungszeichens im Verwendungszweck der Zahlung zu überweisen.
Die Stadt Leipzig verschickt Grundsteuerbescheide nur noch bei Ände-
rungen. Diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 
für das Jahr 2024 erhielten, haben in der gleichen Weise Grundsteuer 
zu entrichten, wie im letzten übersandten Steuerbescheid geregelt. Die 
Steuerfestsetzung für die Grundsteuer 2024 erfolgte zum Jahresbeginn 
per öffentlicher Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 01/2024.
Bei einem Eigentümerwechsel ist zu beachten, dass der ehemalige 
Eigentümer nach den rechtlichen Bestimmungen für die rechtzeitige und 
vollständige Entrichtung der Grundsteuer verantwortlich bleibt, bis er 
einen Bescheid erhält, aus dem das Ende der Steuerpflicht hervorgeht.

Für regelmäßig zu zahlende Abgaben empfiehlt die Stadtkasse die 
Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats. Damit erfolgt der Einzug 
immer pünktlich zur Fälligkeit der Steuerforderung. So muss man die 
Terminüberwachung nicht selbst übernehmen, spart sich den Aufwand 
für die Überweisung und kann verhindern, dass man in Verzug gerät.
Das SEPA-Lastschriftmandat kann digital über Amt24.de erteilt werden. 
Ein analoges Formular kann über www.leipzig.de, Suchbegriff: „SEPA“ 
abgerufen oder bei der Stadtkasse angefordert werden.

Sollten Sie zu Beginn des Jahres 2024 bereits ein SEPA-Lastschriftman-
dat für die Grundsteuer erteilt haben, bitten wir um Geduld, wenn die 
erste Abbuchung am 15.02.2024 aufgrund der Bearbeitungsflut nicht 
pünktlich erfolgt. Die Abbuchung wird nachgeholt, sobald das SEPA-
Mandat eingepflegt wurde. Eine Mahnung ergeht in diesen Fällen nicht.
Für Rückfragen stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen der Stadtkasse 
gern zur Verfügung. ■

Sitzung des Seniorinnen-  
und Seniorenbeirats

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 08.02.2024, 9:30 Uhr, Neu-
es Rathaus, Sitzungssaal, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung 
- Protokollbestätigung der Sitzung vom 11.01.2024
- Eckpunkte Evaluierung Fachplan Offene Senior/-Innenarbeit (Sozial-

amt)
- Arbeitsplanbesprechung 1. Halbjahr 2024
- Verschiedenes ■

Die Vorsitzende des Seniorinnen- und Seniorenbeirats

http://www.leipzig.de
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1. Vorbemerkung
Ziel des städtischen Förderprogramms ist die Aktivierung von nicht 
marktaktiven, leerstehenden Wohnungen zu Mietkonditionen im 
Bereich der Kosten der Unterkunft in der Stadt Leipzig. Eigentümer 
von Plattenbauten in den Großwohnsiedlungen/Plattenbaugebieten, 
Beständen der 50-er und 60-er Jahre, einzelnen Plattenbauobjekten 
und Beständen in zusammenhängenden Wohnsiedlungsbauten der 
1900-er Jahre und Zwischenkriegsbauten (z.B. Meyersche Häuser, 
Krochsiedlung) können zum Zweck der Aktivierung und Sanierung 
leerstehender Wohnungen und zum Erhalt preiswerten Wohnraums 
gefördert werden. Mit Inanspruchnahme der Mittel werden 15-jährige 
Mietpreis- und Belegungsrechte begründet. 
In der Versorgung der Personengruppe im niedrigpreisigen Miet-
segment kommt es zunehmend zu Engpässen. Das Angebot an Woh-
nungen im Bereich der Kosten der Unterkunft wird der Nachfrage 
der betreffenden Personengruppe nicht mehr gerecht, da sie nicht 
mehr den einkommensschwachen Haushalten zukommen. Die Ver-
mieter haben die Wahl und nehmen vorzugsweise Haushalte ohne 
Leistungsbezug nach SGB II oder SGB XII. 
Mit dem Einsatz städtischer Mittel für die Aktivierung leerstehender 
Wohnungen mit einer Miete im Bereich der Kosten der Unterkunft 
sowie einer Mietpreis- und Belegungsdauer von 15 Jahren wird zur 
Verwirklichung des INSEK-Ziel zur Schaffung der sozialen Stabilität 
innerhalb der Stadtgesellschaft beigetragen, in dem preisgünstiger 
Wohnraum erhalten wird. Damit erfolgt auch die weitere Umset-
zung des Wohnungspolitischen Konzepts (VI-DS-1475-NF-002 vom 
28.10.2015). Die kommunale Wohnungsbauförderung gemäß Arbeits-
programm 2023 des Oberbürgermeisters wird durch einen weiteren 
Förderbaustein ergänzt.
Es handelt sich um freiwillige Leistungen, die im berechtigten Inte-
resse der Stadt liegen.
Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewährung einer Zu-
wendung besteht nicht.
Die städtischen Zuwendungen können nur im Rahmen der im Haus-
halt bereitgestellten Mittel gewährt werden.

2. Grundlagen der Förderung
Für die Gewährung einer Zuwendung gelten die folgenden Rechts-
grundlagen: 
• Rahmenrichtlinie zur Vergabe von Zuwendungen der Stadt Leipzig 

an außerhalb der Stadtverwaltung stehende Stellen (Zuwendungs-
richtlinie), Beschluss Nr. VI-DS-01241-NF-05 der Ratsversammlung 
vom 18.05.2016

• Verwaltungsrichtlinie Kosten der Unterkunft; Beschluss Nr. VII-
Ifo-02771-DS-01 vom 20.07.2021

• Integriertes Stadtentwicklungskonzept Leipzig 2030 (INSEK), 
Beschluss Nr. VI-DS-04159-NF-01 vom 31.05.2018

• Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über 
die kommunale Haushaltswirtschaft (SächsKomHVO) 

• Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über 
die kommunale Kassen- und Buchführung der Kommunen (Säch-
sKomKBVO) 

• Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) 
• Gesetz über die soziale Wohnraumförderung (WoFG) 
• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
• Abgabenordnung (AO) 
• Umsatzsteuergesetz (UStG) 
• Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
in der jeweils geltenden Fassung sowie die einschlägigen Beschlüsse 
der Ratsversammlung.

3. Zuwendungszweck
Durch die Fachförderrichtlinie „Aktivierung leerstehender Wohnun-
gen“ sollen Wohnungen in Großwohnsiedlungen/Plattenbaugebieten, 
Beständen der 50-er und 60-er Jahre, einzelnen Plattenbauobjekten, 
zusammenhängenden Wohnsiedlungsbauten der 1900-er Jahre und 
Zwischenkriegsbauten durch Sanierungsmaßnahmen dem Markt 
wieder zugeführt werden, die (oftmals über einen längeren Zeitraum) 

leer standen. Auch Grundrissveränderungen, durch die 1-Raum-Woh-
nungen und 4-Raum-Wohnungen und größer entstehen, sowie die 
Zusammenlegung kleinerer Wohnungen zu größeren Wohnungen, 
sind förderfähig. 

4. Zuwendungsempfänger 
Empfänger im Sinne dieser Fachförderrichtlinie sind natürliche 
Personen und juristische Personen des privaten und öffentlichen 
Rechts, die Projekte nach Ziffer 3 realisieren und Eigentümer der 
betreffenden Wohnungen sind.

5. Zuwendungsvoraussetzungen
Zuwendung müssen zweckgebunden sein und dürfen nur gewährt 
werden, wenn 
• an der Erfüllung der Maßnahme ein Interesse der Stadt Leipzig be-

steht oder gemeinnützige Ziele verfolgt werden und das Vorhaben 
ohne die Zuwendung nicht oder nicht im notwendigen Umfang 
durchgeführt werden kann,

• die fachlichen Voraussetzungen für die geplante Maßnahme erfüllt 
werden,

• die Gesamtfinanzierung im Rahmen der Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit gesichert ist,

• die ordnungsgemäße Geschäftsführung des Zuwendungsemp-
fängers außer Zweifel steht und der Nachweis über die Mittelver-
wendung gesichert erscheint.

Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen und bei Anschaffungen muss 
der Empfänger auch in finanzieller Hinsicht die Gewähr für eine 
ordnungsgemäße Verwendung und Unterhaltung der Anlagen bieten.
Zuwendungen werden grundsätzlich nur für kassenmäßige Aus-
zahlungen im Haushaltsjahr gewährt. In begründeten Ausnahme-
fällen darf die Zuwendung auch für Rechnungen verwendet werden, 
deren zugrundeliegende Leistung im Haushaltsjahr erbracht wurde 
und die bis zum 15. Januar des dem Haushaltsjahr folgenden Jahres 
eingegangen sind (Poststempel). 
Die Förderung wird prioritär für 1-Raum-, 4-Raum- und größere Woh-
nungen sowie für Wohnungen, die sich in Ortsteilen mit geringerem 
Anteil an KdU-Empfängern befinden, zur Verfügung gestellt. Bei den 
zu fördernden Wohnungen soll es sich um nicht marktaktiven bzw. 
nicht um fluktuationsbedingten Leerstand handeln. 
Es sind die Vorgaben des Wohnraumfördergesetzes (WoFG) und der 
Verwaltungsrichtlinie Kosten der Unterkunft zu berücksichtigen.
Die Bindefrist startet mit dem Tag des Erstbezugs der Wohnung.
Die Miete liegt während der gesamten Bindungsdauer im Bereich 
der Kosten der Unterkunft. Mieterhöhungen gemäß § 558 des Bürger-
lichen Gesetzbuches sind möglich, aber nur bis zur Höhe der Kosten 
der Unterkunft. 
Die Wohnungen sind an Haushalte mit einem weißen Wohnberech-
tigungsschein zu vermieten. Es gilt ein allgemeines Belegungsrecht 
nach § 26 Abs. 2, S. 2 WoFG für die Dauer von 15 Jahren (siehe Anlage 
„Weitere Nebenbestimmungen“).

6. Zuwendungs- und Finanzierungsart
Die Stadt Leipzig gewährt auf Grundlage dieser Fachförderricht-
linie „Aktivierung leerstehender Wohnungen“ Zuwendungen als 
Projektförderung.
Es handelt sich um eine Festbetragsfinanzierung, die als Pauschale 
in Abhängigkeit der Raumanzahl der jeweiligen Wohnung gewährt 
wird richtet sich nach der Anzahl der Räume ab 9 Quadratmeter 
Wohnfläche:
1-Raum-Wohnung: 20.500 Euro
2-Raum-Wohnung: 22.500 Euro
3-Raum-Wohnung: 24.500 Euro
4-Raum-Wohnung: 26.500 Euro
Zuschlag für jeden weiteren Raum: 2.000 Euro. 
Die Höhe der eingesetzten Baukosten der Kostengruppen 300, 400, 
700 sollen mindestens 200 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche der 
jeweiligen Wohnung betragen. Bei Kosten über 600 Euro pro Qua-
dratmeter Wohnfläche (nur Kostengruppen 300 und 400) soll der 

Fachförderrichtlinie Aktivierung leerstehender 
Wohnungen – vom 24.01.2024
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vorrangige Einsatz der Landesförderrichtlinie belegungsgebundener 
Mietwohnraum geprüft werden.
Es sind vorrangig andere Fördermittel zu nutzen, sobald die Möglich-
keit dazu besteht. Werden weitere Fördermittel für diese Maßnahme 
in Anspruch genommen, ist sicherzustellen, dass eine Kumulierung 
zulässig ist bzw. keine weiteren Fördermittel in Anspruch genommen 
werden, die neben dieser Förderung ausgeschlossen sind.
Die Fördermittel sind beihilferelevant. Die Umsetzung erfolgt im 
Einklang mit den beihilferechtlichen Vorschriften.

7. Antragsverfahren
7.1. Antragstellung
Zuwendungen werden grundsätzlich nur auf einen begründeten und 
mit den notwendigen Unterlagen versehenen Antrag hin gewährt. 
Der Antrag ist unter Verwendung des Antragsformulars (Anlage 1) 
bei der Bewilligungsstelle
  Stadt Leipzig
  Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung (AWS)
  Abteilung Wohnungsbau
  Prager Straße 118-136
  04317 Leipzig
einzureichen.
Der Antrag kann schriftlich oder durch unmittelbare Abgabe der 
Erklärung in einem elektronischen Formular, das von der Behörde 
in einem Eingabegerät oder über öffentlich zugängliche Netzte zur 
Verfügung gestellt wird und ein elektronischer Identitätsnachweis 
erfolgt, gem. § 3a Abs. 2 S. 4 Nr. 1 i.V.m. S. 5 VwVfG gestellt werden.
Der Antragsteller stellt in seinem Förderantrag die erforderlichen 
Sanierungsmaßnahmen für die Aktivierung der leerstehenden Woh-
nungen dar und die voraussichtlich dafür benötigten städtischen 
Zuwendungen. Bei Antragstellung nach dieser Fachförderrichtlinie 
sind dem Antrag folgende Unterlagen beizufügen: 
• amtlicher Lageplan 
• Grundrisspläne und Wohnflächenangaben der einzelnen Räume 

der Wohnungen 
• Maßnahmebeschreibung
•  Aktueller Grundbuchauszug
Falls Eigentümerwechsel noch nicht im Grundbuch vollzogen:
 notarielle Urkunde, Kaufvertrag, o.ä.
• Handelsregisterauszug bei Firmen und Nachweis über die Ver-

tretungsberechtigung
• ggf. Vollmacht bei mehreren Eigentümern bzw. Vollmacht für 

einen Bevollmächtigten 
• DAWI-De-minimis-Erklärung (siehe Formular De-minimis-Erklae-

rung.pdf)
• Beihilfetool bei Förderungen über 500 T EUR in den letzten 3 Jahren
Das zu verwendende Antragsformular wird in elektronischer Form 
bereitgestellt und kann unter folgender Adresse www.leipzig.de/
soziale-wohnraumfoerderung heruntergeladen werden. 
Im Antrag ist zu erklären, ob der Antragsteller allgemein oder für das 
betreffende Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach §15 UStG berechtigt 
ist. Ist dies der Fall, so hat der Antragsteller die sich ergebenden Vor-
teile auszuweisen und bei der Ermittlung der zuwendungsfähigen 
Aufwendungen abzusetzen. 
Wenn der Antragsteller für dasselbe Vorhaben bzw. die gleiche 
Einrichtung Zuwendungsanträge bei mehreren Fachämtern stellt, 
ist er verpflichtet, die jeweiligen Fachämter zur Vermeidung einer 
Doppelförderung darüber in Kenntnis zu setzen. Die entsprechenden 
Zuwendungsanträge bzw. -bescheide sind dem Antrag beizufügen. 
7.2  Antragsfristen
Anträge nach dieser Fachförderrichtlinie können jederzeit im laufen-
den Haushaltsjahr gestellt werden. 
Liegt zu Beginn eines neuen Haushaltsjahres noch kein rechtskräfti-
ger Haushalt vor, kann die sachliche Prüfung und Entscheidung des 
Antrages unter Haushaltsvorbehalt erfolgen. Der Vorbehalt wird bei 
bereitstehenden Mitteln aufgehoben. 
7.3  Vorzeitiger Maßnahmenbeginn
Eine Förderung bereits begonnener oder durchgeführter Projekte ist 
grundsätzlich nicht zulässig. Hierbei ist zu beachten, dass auch bereits 
der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- 
oder Leistungsvertrages förderschädlich ist. Bei Baumaßnahmen 
gelten Planung, Baugrunduntersuchungen, Grunderwerb und Her-
richten des Grundstücks (z.B. Gebäudeabbruch, Planieren) nicht als 
Beginn des Vorhabens. 
Ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn aus begründetem Anlass ist 
zugelassen. Mit Einreichen des Zuwendungsantrages ist die Ge-
nehmigung für einen vorzeitigen Vorhabenbeginn zu beantragen. 

Erst nach der schriftlichen Genehmigung kann mit dem Vorhaben 
begonnen werden. Diese schriftliche Genehmigung zum vorzeiti-
gen Maßnahmenbeginn begründet keinen Rechtsanspruch auf eine 
spätere Förderung.

8.  Bewilligungsverfahren
Über die Gewährung von Zuwendungen entscheidet das Amt für 
Wohnungsbau und Stadterneuerung nach pflichtgemäßem Ermessen. 
Nach positiver Entscheidung über den Förderantrag erlässt das Amt 
für Wohnungsbau und Stadterneuerung den Zuwendungsbescheid. 
Bestandteil des Zuwendungsbescheides sind die Allgemeinen Neben-
bestimmungen (AN-Best) der Stadt Leipzig, die Auflagen und Bedin-
gungen im Sinne des § 36 VwVfG sowie notwendige Erläuterungen 
enthalten. Die Beachtung ist für den Zuwendungsempfänger ver-
pflichtend und im Rahmen des Verwendungsnachweises zu bestätigen.

9.   Auszahlungsverfahren
Die Auszahlung der städtischen Zuwendung erfolgt entsprechend 
des Zuwendungsbescheids per Mittelanforderung. 
Die Anforderung der Zuwendung bzw. eines Teilbetrages muss die 
zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten.
Die Zuwendungen dürfen nur insoweit und nicht eher ausgezahlt 
werden, als sie voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten für fällige 
Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszwecks benötigt werden.
Die Auszahlung der Zuwendungen setzt voraus, dass die Verwen-
dungsnachweise für dem Haushaltsjahr vorangegangene Zuwen-
dungen der Stadtverwaltung vorher zugegangen sind. Dies gilt nicht, 
wenn im Zuwendungsbescheid eine andere Regelung getroffen wurde. 
Die bewilligte Zuwendung darf erst nach Bestandskraft, d.h. nach 
Ablauf der Rechtsbehelfsfrist des Zuwendungsbescheides angefordert 
und ausgezahlt werden. Ein Teilwiderspruch gegen nicht bewilligte 
Antragsbestandteile behindert die Bestandskraft des bewilligten Teiles 
nicht. Verzichtet der Zuwendungsempfänger schriftlich auf die Ein-
legung eines Rechtsbehelfs, führt dies zur vorzeitigen Bestandskraft 
des Zuwendungsbescheides.“

10.  Nachweisverfahren
10.1.  Verwendungsnachweis
Der Zuwendungsempfänger legt zum Nachweis der zweckentspre-
chenden Verwendung der Zuwendung den Verwendungsnachweis 
(Anlage 4) im Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung vor. Dieser 
besteht aus dem Sachbericht und dem Nachweis der geschaffenen/
sanierten Raumanzahl und Wohnfläche pro Wohnung.
Der Zuwendungsempfänger hat im Verwendungsnachweis zu be-
stätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich 
und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern 
und Belegen übereinstimmen. 
Das Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung und das Rechnungs-
prüfungsamt der Stadt Leipzig ist berechtigt, Bücher, Belege oder 
sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der 
Zuwendung durch örtliche Erhebung zu prüfen oder durch Beauftragte 
prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen 
Belege bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen.
10.2. Vorlagefrist
Der Verwendungsnachweis ist zum Zeitpunkt, der im Zuwendungs-
bescheid geregelt wird, vom Zuwendungsempfänger unaufgefordert 
dem Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung vorzulegen.

11.   Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers
Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, dem Amt für Wohnungs-
bau und Stadterneuerung unverzüglich Sachverhalte anzuzeigen, 
wenn
• er nach Vorlage des Haushalts- oder Wirtschaftsplans bzw. Finan-

zierungsplanes weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei 
anderen Stellen beantragt oder von ihnen erhält,

• sich eine Ermäßigung der Gesamtausgaben oder eine Änderung 
der Finanzierung ergibt,

• der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der 
Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,

• sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der 
bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

• die ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach 
Auszahlung verbraucht werden können, soweit die Auszahlung 
der Zuwendung nicht nach festen Zeitpunkten bestimmt wurde, 

• Gegenstände nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck 
genutzt bzw. nicht mehr benötigt werden,

• es bei der Durchführung der Maßnahme terminliche Verschie-

http://www.leipzig.de/soziale-wohnraumfoerderung
http://www.leipzig.de/soziale-wohnraumfoerderung
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bungen gibt,
• er seine Organisationsstruktur ändert, 
• ein Insolvenzverfahren von bzw. gegen ihn beantragt oder eröffnet 

wird.

12. Rückforderung und Verzinsung 
Das Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung kann einen Zu-
wendungsbescheid mit Wirkung auch für die Vergangenheit ganz 
oder teilweise zurücknehmen oder widerrufen und die Zuwendung, 
auch wenn sie bereits verwendet worden ist, zurückfordern. Die zu 
erstattende Leistung wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt.
Die Stadt ist berechtigt, den Zuwendungsbescheid insbesondere 
aufzuheben, wenn:
• die Zuwendung nicht zweckentsprechend verwendet worden ist,
• der Eigentümer in dem Antrag oder in den Nachweisen und Unter-

lagen unrichtige Angaben gemacht oder Tatsachen verschwiegen 
hat, die für die Förderfähigkeit der Maßnahme von Bedeutung 
waren/sind,

• vereinbarte Maßnahmen nicht nach den der Bewilligung zugrunde-
liegenden Plänen, Baubeschreibungen und sonstigen Unterlagen 
durchgeführt werden,

• die Durchführung der Maßnahme nicht entsprechend der verein-
barten Fristen und Termine erfolgt,

• gegen die Regelungen der Mietpreis- und Belegungsbindungen 
verstoßen wird (Verstöße gegen die Mietpreisbindung liegen ebenso 
vor, wenn der Mietpreis in unzulässiger Weise erhöht wird).

Vom Zeitpunkt der Auszahlung bis zum Zeitpunkt der Erstattung 
der Zuwendung gem. § 49a VwVfG werden Zinsen in Höhe von 5 Pro-
zentpunkten über dem jeweiligen Basiszins nach § 247 BGB jährlich 
berechnet. Die Zinsen sind vom Zuwendungsempfänger zu tragen.

13.   Veröffentlichung im Zuwendungsbericht
Entsprechend Ratsbeschluss RBV-1286/12 werden alle Zuwendungen 
der Stadt Leipzig an außerhalb der Stadtverwaltung stehende Stellen 
jährlich im Zuwendungsbericht unter Einhaltung der festgelegten 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen erfasst und veröffentlicht. 
Der Zuwendungsempfänger wird mit Antragstellung über die beab-
sichtigte Veröffentlichung informiert und erklärt mit der Unterschrift 
zum Antrag sein Einverständnis zur Veröffentlichung.

14.  Inkrafttreten
Die Fachförderrichtlinie „Aktivierung leerstehender Wohnungen“ 
tritt mit Beschlussfassung der Ratsversammlung in Kraft und wird 
im Leipziger Amtsblatt sowie auf der Homepage der Stadt Leipzig 
veröffentlicht. ■

Burkhard Jung
Oberbürgermeister

Leipzig, 25.01.2024

Anlagen
1. Antrag auf Gewährung einer städtischen Zuwendung
2. Weitere Nebenbestimmungen
3. Mittelanforderung
4. Verwendungsnachweis 
4.1 Verwendungsnachweis Pkt. 3 

Nachfolgend wird die Haushaltssatzung 2024 des DERAWA Zweck-
verband Delitzsch-Rackwitzer Wasserversorgung bekannt gemacht. 
Aufgrund von § 16 Abs. 1 der Verordnung des Sächsischen Staats-
ministeriums des Innern über kommunale Eigenbetriebe im Freistaat 
Sachsen; § 58 Abs. 2 des Sächsischen Gesetzes über Kommunale 
Zusammenarbeit und § 74 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Sachsen – alle in der jeweils gültigen Fassung – beschließt die Ver-
bandsversammlung am 16.11.2023 den Wirtschaftsplan bestehend 
aus Erfolgsplan, Liquiditätsplan, Finanzplanung, Investitionsplan und 
Stellenübersicht für das Wirtschaftsjahr 2024. 

§ 1

Der Haushalt 2024 wird auf der Grundlage des vorgelegten Wirt-
schaftsplanes festgesetzt mit 
1. Erfolgsplan

Summe der Erträge 6.345,0 TEUR
Summe der Aufwendungen 6.213,7 TEUR

2. Liquiditätsplan
Mittelzu-/Mittelabfluss aus 
- laufender Geschäftstätigkeit 1.774,0 TEUR
- Investitionstätigkeit -2.631,0 TEUR
- Finanzierungstätigkeit 0,0 TEUR

3. Kreditaufnahme für Investitionen 0,0 TEUR
4. Verpflichtungsermächtigung 0,0 TEUR

Innerhalb des Gesamtbudgets des Investitionsplanes ist eine Verschie-
bung von Ersatzmaßnahmen zulässig. 

§ 2

Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird festgesetzt auf 500 TEUR. ■

Delitzsch, den 29.01.2024
gez. Dr. Wilde

Verbandsvorsitzender

Hinweis: 
Gemäß Bescheid der Landesdirektion Sachsen vom 4. Januar 2024 
wird die Gesetzmäßigkeit des Beschlusses der Verbandsversammlung 
vom 16.11.2023 über die Haushaltssatzung mit dem Wirtschaftsplan 
für das Wirtschaftsjahr 2024 bestätigt, mit dem Vermerk, dass die 
Haushaltssatzung keine Teile enthält, die einer Genehmigung durch 
die Rechtsaufsichtsbehörde bedürfen. Die Haushaltssatzung und der 
Wirtschaftsplan 2024 liegen vom 15.02.2024 bis einschließlich 21.02.2024 
in der Verbandsgeschäftsstelle des Zweckverbandes DERAWA, Bitter-
felder Str. 80, 04509 Delitzsch, während der Dienstzeit zu jedermanns 
Einsichtnahme aus oder kann elektronisch zur Verfügung gestellt 
werden.

Öffentliche Bekanntmachung des DERAWA Zweckverband  
Delitzsch-Rackwitzer Wasserversorgung
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1. Vorbemerkung
Auf dem Leipziger Wohnungsmarkt befinden sich circa 40 Prozent der 
vermieteten Mehrfamilienhäuser im Bestand von privaten Einzeleigen-
tümern und -eigentümerinnen. In diesem Eigentumssegment finden 
aktuell Veränderungen hinsichtlich der Eigentumsverhältnisse und 
-strukturen statt. Begründet ist dies durch die Entwicklungen nach 1990 
in Leipzig und dem damit einhergehenden Generationenwechsel vieler 
dieser nachwendezeitlichen Eigentumserwerber und -erwerberinnen. 
Zusätzlich schwer kalkulierbare Kosten für perspektivisch anstehende 
energetische Sanierungen führen dazu, dass hier Gebäude- und Woh-
nungsverkäufe stattfinden und vermehrt erwartet werden.  
Die Fachförderrichtlinie „Gebäudeerwerb durch Mietergemeinschaf-
ten“ soll an diesem Punkt anknüpfen und all diejenigen Mieter und 
Mieterinnen unterstützen, welche das von ihnen bewohnte Gebäude 
im Falle eines beabsichtigten Verkaufs durch den bisherigen Eigen-
tümer oder durch die bisherige Eigentümerin gemeinsam erwerben 
und in einer geeigneten Rechtsform langfristig gemeinsam bewirt-
schaften wollen. 
Damit soll erreicht werden, dass für die vorhandenen Mieter und 
Mieterinnen bezahlbarer Wohnraum erhalten wird und sie vor Ver-
drängung sowie ungewollten Wohnungsumwandlungen geschützt 
werden. Wohnungspolitisch sollen mit der Fachförderrichtlinie 
„Gebäudeerwerb durch Mietergemeinschaften“ selbstnutzende, Ak-
teurs- und Eigentumsformen gefördert und damit die Bindung und 
Identifikation der Bewohner und Bewohnerinnen mit ihrem Wohnort 
gestärkt werden. Darüber hinaus soll die Unterstützung von Mieter-
gemeinschaften der Stadt kurz- und mittelfristig Belegungsrechte in 
Bestandsgebäuden einbringen.
Es handelt sich um freiwillige Leistungen, die im berechtigten Interesse 
der Stadt liegen.
Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewährung einer Zuwen-
dung besteht nicht.
Die städtischen Zuwendungen können nur im Rahmen der im Haus-
halt bereitgestellten Mittel gewährt werden.

2. Grundlagen der Förderung
Für die Gewährung einer Zuwendung gelten die folgenden Rechts-
grundlagen: 
• Rahmenrichtlinie zur Vergabe von Zuwendungen der Stadt Leipzig 

an außerhalb der Stadtverwaltung stehende Stellen (Zuwendungs-
richtlinie), Beschluss Nr. VI-DS-01241-NF-05 der Ratsversammlung 
vom 18.05.2016

• Wohnungspolitisches Konzept Leipzig, Beschluss Nr. VI-DS-01475 
vom 15.06.2015

• Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über 
die kommunale Haushaltswirtschaft (SächsKomHVO) 

• Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über 
die kommunale Kassen- und Buchführung der Kommunen (Säch-
sKomKBVO) 

• Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) 
• Gesetz über die soziale Wohnraumförderung (WoFG) 
• Sächsische Einkommensgrenzen-Verordnung (SächsEinkGrenzVO)
• Förderrichtlinie gebundener Mietwohnraum (FRL gMW)
• Gesetz über das Wohneigentum und das Dauerwohnrecht (WEG)
• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
• Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
in der jeweils geltenden Fassung sowie die einschlägigen Beschlüsse 
der Ratsversammlung.

3. Zuwendungszweck
Durch die Fachförderrichtlinie „Gebäudeerwerb durch Mietergemein-
schaften“ sollen Mieter und Mieterinnen unterstützt werden, ihr be-
wohntes Gebäude im Falle eines beabsichtigten Verkaufs gemeinsam zu 
erwerben und in einer geeigneten Rechtsform langfristig gemeinsam zu 
bewirtschaften. Die Fachförderrichtlinie soll Mietergemeinschaften in 
Form eines finanziellen Zuschusses in die Lage versetzen, die notwen-
dige Finanzierung für den Kauf und einer möglichen Sanierung ihres 
Gebäudes durch eine verbesserte Eigenanteilssituation zu stemmen. 

4. Zuwendungsempfänger 
Empfänger im Sinne dieser Fachförderrichtlinie sind juristische Per-

sonen des privaten Rechts, Gesellschaften bürgerlichen Rechts sowie 
Wohneigentumsgemeinschaften (WEG) die Projekte nach Ziffer 3 
realisieren.

5. Zuwendungsvoraussetzungen
5.1  Zuwendung müssen zweckgebunden sein und dürfen nur gewährt 
werden, wenn 
• an der Erfüllung der Maßnahme ein Interesse der Stadt Leipzig be-

steht oder gemeinnützige Ziele verfolgt werden und das Vorhaben 
ohne die Zuwendung nicht oder nicht im notwendigen Umfang 
durchgeführt werden kann,

• die fachlichen Voraussetzungen für die geplante Maßnahme erfüllt 
werden,

• die Gesamtfinanzierung im Rahmen der Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit gesichert ist,

• die ordnungsgemäße Geschäftsführung des Zuwendungsemp-
fängers außer Zweifel steht und der Nachweis über die Mittelver-
wendung gesichert erscheint.

Der Empfänger der Zuwendungen trägt auch in finanzieller Hinsicht 
die Gewähr für eine ordnungsgemäße Verwendung und Unterhaltung 
der Anlagen.
Zuwendungen werden grundsätzlich nur für kassenmäßige Auszah-
lungen im Haushaltsjahr gewährt. In begründeten Ausnahmefällen 
darf die Zuwendung auch für Rechnungen verwendet werden, deren 
zugrundeliegende Leistung im Haushaltsjahr erbracht wurde und die 
bis zum 15. Januar des dem Haushaltsjahr folgenden Jahres eingegan-
gen sind (Poststempel). 
5.2 Die zur Förderung angesetzten Wohnungen müssen zum Zeit-
punkt des Ankaufes:
a) leer stehen oder
b) mit Haushalten ab Eigentumsübergang an die Mietergemeinschaft 

belegt sein, welche einen Wohnberechtigungsschein nachweisen 
oder

c) ab erster Neuvermietung nach Eigentumsübergang an die Mieter-
gemeinschaft mit Haushalten mit Wohnberechtigungsschein belegt 
werden.

5.3  Das Einverständnis des Eigentümers, an die Mietergemeinschaft zu 
veräußern sowie die Zustimmung von mind. 60 % der Mieterhaushalte 
zum gemeinsamen  Ankauf liegen in schriftlicher Form vor.
5.4  Die Mietergemeinschaft gründet eine eigene Rechtsform oder ko-
operiert mit einer bestehenden juristischen Person und verwaltet das 
Gebäude anschließend gemeinsam.
5.5  Für die Belegung gelten die Haushaltsgrößen und entsprechende 
Wohnungsgrößen gemäß der FRL gMW. Im Ausnahmefall kann auch 
eine Abweichung von bis zu 15% von den dort genannten Wohnungs-
größen genehmigt werden.
5.6  Die Bindungsdauer beträgt 25 Jahre beginnend ab Eigentumsüber-
gang (Eintragung ins Grundbuch an die Mietergemeinschaft) bzw. ab 
Neuvermietung der entsprechenden Wohnungen mit dem Tag des 
Erstbezugs. Ab Beginn der  Bindungsdauer besteht eine Mietpreisbin-
dung entsprechend des gewählten und gemäß Zuwendungsbescheid 
festgelegten Förderweges. Es gelten die jeweiligen in Leipzig gültigen 
Anfangsmieten des 1. bzw. des 2. Förderweges für sanierte  Bestands-
gebäude zu Beginn der Bindungsdauer. 
Darüber hinaus gelten die Vorgaben des §§ 556d ff BGB zur Miete bei 
Mietbeginn (Mietpreisbremse). Das bedeutet, die Anfangsmiete darf 
die ortsübliche  Vergleichsmiete um nicht mehr als 10 % übersteigen.
5.7  Die Miete darf entsprechend § 558 BGB angepasst werden, jedoch 
die ortsübliche Vergleichsmiete abzüglich 10 % nicht übersteigen. 
Die Miete darf gemäß § 559 BGB (Mieterhöhung nach Modernisierungs-
maßnahmen) angepasst werden. Abweichend zu § 559 Abs. 1 BGB darf 
die jährliche Miete für die zur Förderung angesetzten Wohnungen um 
maximal 5 % der für die Wohnung aufgewendeten umlagefähigen 
Modernisierungskosten, erhöht werden. 
Die Kappung nach § 559 Abs. 3a Satz 1 BGB sowie die nach § 559 Abs. 
3a Satz 2 BGB wird von 3,00 € bzw. 2,00 € auf 1,50 € je Quadratmeter 
Wohnfläche reduziert.
5.8  Der Stadt werden für die zur Förderung eingebrachten Wohnungen 
für die Dauer des Bindungszeitraumes allgemeine Belegungsrechte 
gemäß § 26 Abs. 2 S. 2 WoFG gewährt. Die Belegungsrechte werden 
im Grundbuch durch die Eintragung einer beschränkt persönlichen 

Fachförderrichtlinie Gebäudeerwerb durch  
Mietergemeinschaften – vom 24.01.2024
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Dienstbarkeit an erster Rangstelle in Abt. II („Belegungsrecht nach § 
26 Abs. 2 S.2 WoFG“) gesichert.
5.9  Für die Förderung gemäß Pkt. 5.2 a (Leerstand) und 5.2. c (bei 
Neuvermietung)  muss gewährleistet sein, dass sich die Wohnungen 
zum Zeitpunkt der Neuvermietung/ Start der Belegungsbindung in 
einem ordnungsgemäßen, bezugsfertigen Zustand befinden. Entstan-
dene Schäden oder Mängel an der Mietsache sind vor Neuvermietung 
bezogen auf 5.2 c zu beseitigen.

6. Zuwendungs- und Finanzierungsart
Die Stadt Leipzig gewährt auf Grundlage dieser Fachförderrichtlinie 
„Gebäudeerwerb durch Mietergemeinschaften“ Zuwendungen als 
Projektförderung.
Es handelt sich um eine Festbetragsfinanzierung, die als Pauschale in 
Abhängigkeit von dem gewählten Förderweg gemäß SächsEinkGrenz-
VO sowie von der Wohnungsgröße der zur Förderung angesetzten 
Wohnung(en) gewährt wird. 
Für zur Förderung angesetzte Wohnungen im 1. Förderweg gemäß § 1 
SächsEinkGrenzVO für Haushalte mit dem entsprechenden Wohnbe-
rechtigungsschein werden 1.200 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche 
gewährt.
Für zur Förderung angesetzte Wohnungen im 2. Förderweg gemäß 
§ 2 SächsEinkGrenzVO für Haushalte mit dem entsprechenden Wohn-
berechtigungsschein werden 450 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche 
gewährt.
Der gemäß gewähltem Förderweg betreffende Zuschuss wird ent-
sprechend der Wohnungsgröße der zur Förderung angesetzten Woh-
nung(en) als einmaliger Zuschuss gewährt.  
Die Anzahl der für eine Förderung angesetzten Wohnungen ist vom 
Zuwendungsempfänger frei wählbar mit Ausnahme der angesetzten 
Wohnungen gemäß Pkt. 5.2 c, welche erst ab Neuvermietung nach 
dem Ankauf durch die Mietergemeinschaft gemäß SächsEinkGrenzVO 
belegt werden. Hiervon dürfen maximal 25 % der Wohnungen im 
Gebäude für eine Förderung angesetzt werden. Als Neuvermietung 
gilt die Vermietung einer zum Zeitpunkt des Ankaufs bewohnten 
Wohnung an einen neuen Vertragspartner/ -in. Die Umwandlung 
von Miet- in bspw. Nutzungsverträge gilt nicht als Neuvermietung. 
Es sind vorrangig andere Fördermittel zu nutzen, sobald die Möglich-
keit dazu besteht. Werden weitere Fördermittel für diese Maßnahme 
in Anspruch genommen, ist sicherzustellen, dass eine Kumulierung 
zulässig ist bzw. keine weiteren Fördermittel in Anspruch genommen 
werden, die neben dieser Förderung ausgeschlossen sind.
Die Fördermittel sind nicht beihilferelevant.

7. Antragsverfahren
7.1. Antragstellung
Zuwendungen werden grundsätzlich nur auf einen begründeten und 
mit den notwendigen Unterlagen versehenen Antrag hin gewährt. 
Der Antrag ist unter Verwendung des Antragsformulars (Anlage 1) 
bei der Bewilligungsstelle
  Stadt Leipzig
  Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung (AWS)
  Abteilung Wohnungsbau
  Prager Straße 118-136
  04317 Leipzig
einzureichen. 
Der Antrag kann schriftlich oder durch unmittelbare Abgabe der 
Erklärung in einem elektronischen Formular, das von der Behörde 
in einem Eingabegerät oder über öffentlich zugängliche Netzte zur 
Verfügung gestellt wird und ein elektronischer Identitätsnachweis 
erfolgt, gem. § 3a Abs. 2 S. 4 Nr. 1 i.V.m. S. 5 VwVfG gestellt werden.
Der Antragsteller stellt in seinem Förderantrag die für eine Förderung 
eingebrachten Wohnungen dar und die dafür beantragten städtischen 
Zuwendungen. Bei Antragstellung nach dieser Fachförderrichtlinie 
sind dem Antrag folgende Unterlagen beizufügen: 
  Bestätigung des Eigentümers/ der Eigentümerin an die Mieter-

gemeinschaft veräußern zu wollen
• Bestätigung über die Zustimmung von mind. 60 % der Bestands-

mieter/- innen zum gemeinsamen Erwerb des Gebäudes
• Grundrisspläne und Wohnflächenangaben der einzelnen Räume 

der für eine Förderung angesetzten Wohnungen 
• Nachweis über die Rechtsform der Mietergemeinschaft, welche für 

den Kauf und die anschließende Bewirtschaftung des Gebäudes 
gewählt wurde

• Entwurf des Kaufvertrages
• ggf. Vollmacht bei mehreren Käufern bzw. Vollmacht für einen 

Bevollmächtigten 

• Vorlage der Wohnberechtigungsscheine gemäß Sächs. Einkom-
mensgrenzen-Verordnung für die entsprechenden, zur Förderung 
eingebrachten und mit Antragsstellung belegten Wohnungen

Das zu verwendende Antragsformular wird in elektronischer Form 
bereitgestellt und kann unter folgender Adresse www.leipzig.de/
soziale-wohnraumfoerderung heruntergeladen werden. 
Wenn der Antragsteller für dasselbe Vorhaben bzw. die gleiche 
Einrichtung Zuwendungsanträge bei mehreren Fachämtern stellt, 
ist er verpflichtet, die jeweiligen Fachämter zur Vermeidung einer 
Doppelförderung darüber in Kenntnis zu setzen. Die entsprechenden 
Zuwendungsanträge bzw. -bescheide sind dem Antrag beizufügen. 
7.2  Antragsfristen
Anträge nach dieser Fachförderrichtlinie können jederzeit im laufenden 
Haushaltsjahr gestellt werden. 
Liegt zu Beginn eines neuen Haushaltsjahres noch kein rechtskräfti-
ger Haushalt vor, kann die sachliche Prüfung und Entscheidung des 
Antrages unter Haushaltsvorbehalt erfolgen. Der Vorbehalt wird bei 
bereitstehenden Mitteln aufgehoben. 
7.3  Vorzeitiger Maßnahmenbeginn
Eine Förderung von Projekten, für die bereits ein unterschriebener 
Kaufvertrag vorliegt können nicht gefördert werden.

8.  Bewilligungsverfahren
Über die Gewährung von Zuwendungen entscheidet das Amt für 
Wohnungsbau und Stadterneuerung nach pflichtgemäßem Ermessen. 
Nach positiver Entscheidung über den Förderantrag erlässt das Amt 
für Wohnungsbau und Stadterneuerung den Zuwendungsbescheid. 
Bestandteil des Zuwendungsbescheides sind die Allgemeinen Neben-
bestimmungen (AN-Best) der Stadt Leipzig, die Auflagen und Bedin-
gungen im Sinne des § 36 VwVfG sowie notwendige Erläuterungen 
enthalten. Die Beachtung ist für den Zuwendungsempfänger ver-
pflichtend und im Rahmen des Verwendungsnachweises zu bestätigen.

9.   Auszahlungsverfahren
Die Auszahlung der städtischen Zuwendung erfolgt entsprechend des 
Zuwendungsbescheids per Mittelanforderung. 
Die Anforderung der Zuwendung bzw. eines Teilbetrages muss die 
zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten.
Die Zuwendungen dürfen nur insoweit und nicht eher ausgezahlt 
werden, als sie voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten für fällige 
Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszwecks benötigt werden.
Die Auszahlung der Zuwendungen setzt voraus, dass die Verwen-
dungsnachweise für dem Haushaltsjahr vorangegangene Zuwen-
dungen der Stadtverwaltung vorher zugegangen sind. Dies gilt nicht, 
wenn im Zuwendungsbescheid eine andere Regelung getroffen wurde. 
Die bewilligte Zuwendung darf erst nach Bestandskraft, d.h. nach 
Ablauf der Rechtsbehelfsfrist des Zuwendungsbescheides angefordert 
und ausgezahlt werden. Ein Teilwiderspruch gegen nicht bewilligte 
Antragsbestandteile behindert die Bestandskraft des bewilligten Teiles 
nicht. Verzichtet der Zuwendungsempfänger schriftlich auf die Ein-
legung eines Rechtsbehelfs, führt dies zur vorzeitigen Bestandskraft 
des Zuwendungsbescheides.“

10.  Nachweisverfahren
10.1.  Verwendungsnachweis
Der Zuwendungsempfänger legt zum Nachweis der zweckentspre-
chenden Verwendung der Zuwendung den Verwendungsnachweis 
(Anlage 3) im Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung vor. Dieser 
besteht aus dem Sachbericht und dem (Grundbuchauszug zum Nach-
weis der Eigentümerschaft).
Das Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung und das Rechnungs-
prüfungsamt der Stadt Leipzig sind berechtigt, Bücher, Belege oder 
sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der 
Zuwendung durch örtliche Erhebung zu prüfen oder durch Beauftragte 
prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen 
Belege bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen.
10.2. Vorlagefrist
Der Verwendungsnachweis ist zum Zeitpunkt, der im Zuwendungs-
bescheid geregelt wird, vom Zuwendungsempfänger unaufgefordert 
dem Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung vorzulegen.

11.   Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers
Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, dem Amt für Wohnungs-
bau und Stadterneuerung unverzüglich Sachverhalte anzuzeigen, wenn
• er nach Vorlage des Haushalts- oder Wirtschaftsplans bzw. Finan-

zierungsplanes weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei 
anderen Stellen beantragt oder von ihnen erhält,

http://www.leipzig.de/soziale-wohnraumfoerderung
http://www.leipzig.de/soziale-wohnraumfoerderung
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• sich eine Ermäßigung der Gesamtausgaben oder eine Änderung 
der Finanzierung ergibt,

• der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zu-
wendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,

• sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der 
bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

• die ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach 
Auszahlung verbraucht werden können, soweit die Auszahlung 
der Zuwendung nicht nach festen Zeitpunkten bestimmt wurde, 

• Gegenstände nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck 
genutzt bzw. nicht mehr benötigt werden,

• es bei der Durchführung der Maßnahme terminliche Verschiebungen 
gibt,

• er seine Organisationsstruktur ändert, 
• ein Insolvenzverfahren von bzw. gegen ihn beantragt oder eröffnet 

wird.

12. Rückforderung und Verzinsung 
Das Amt für Wohnungsbau und Stadterneuerung kann einen Zu-
wendungsbescheid mit Wirkung auch für die Vergangenheit ganz 
oder teilweise zurücknehmen oder widerrufen und die Zuwendung, 
auch wenn sie bereits verwendet worden ist, zurückfordern. Die zu 
erstattende Leistung wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt.
Die Stadt ist berechtigt, den Zuwendungsbescheid insbesondere auf-
zuheben, wenn:
• die Zuwendung nicht zweckentsprechend verwendet worden ist,
• der Eigentümer in dem Antrag oder in den Nachweisen und Unter-

lagen unrichtige Angaben gemacht oder Tatsachen verschwiegen 
hat, die für die Förderfähigkeit der Maßnahme von Bedeutung 
waren/sind,

• vereinbarte Maßnahmen nicht nach den der Bewilligung zugrunde-
liegenden Plänen, Baubeschreibungen und sonstigen Unterlagen 
durchgeführt werden,

• die Durchführung der Maßnahme nicht entsprechend der verein-
barten Fristen und Termine erfolgt,

• gegen die Regelungen der Mietpreis- und Belegungsbindungen 
verstoßen wird (Verstöße gegen die Mietpreisbindung liegen ebenso 
vor, wenn der Mietpreis in unzulässiger Weise erhöht wird).

Vom Zeitpunkt der Auszahlung bis zum Zeitpunkt der Rückzahlung 
der Zuwendung werden gemäß § 49a Abs. 3 Satz 1 VwVfG Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszins nach § 247 
BGB jährlich berechnet. Die Zinsen sind vom Zuwendungsempfänger 
zu tragen.

13.   Veröffentlichung im Zuwendungsbericht
Entsprechend Ratsbeschluss RBV-1286/12 werden alle Zuwendungen 
der Stadt Leipzig an außerhalb der Stadtverwaltung stehende Stellen 
jährlich im Zuwendungsbericht unter Einhaltung der festgelegten 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen erfasst und veröffentlicht. Der 
Zuwendungsempfänger wird mit Antragstellung über die beabsichtigte 
Veröffentlichung informiert und erklärt mit der Unterschrift zum An-
trag sein Einverständnis zur Veröffentlichung.

14.  Inkrafttreten
Die Fachförderrichtlinie „Gebäudeerwerb durch Mietergemein-
schaften“ tritt mit Beschlussfassung der Ratsversammlung in Kraft 
und wird im Leipziger Amtsblatt sowie auf der Homepage der Stadt 
Leipzig veröffentlicht. ■

Leipzig, 25.01.2024
Burkhard Jung

Oberbürgermeister

Anlagen
1. Antrag auf Gewährung einer städtischen Zuwendung
2. Mittelanforderung
3. Verwendungsnachweis 

In der Gemeinde Leipzig, Gemarkung Möckern, wurden an den Flur-
stücken: 244/23, 244/24, 244/4 und 244/17 die Flurstücksgrenzen 
durch eine Katastervermessung bestimmt und abgemarkt. Allen be-
troffenen Eigentümern und Erbbauberechtigten  werden die Ergebnisse 
der Grenzbestimmung  und Abmarkung durch Offenlegung bekannt 
gemacht. Die Ermächtigung zur Bekanntgabe von Verwaltungsakten 
auf diesem Wege ergibt sich aus § 17 der Verordnung des Sächsischen 
Staatsministeriums des Inneren zur Durchführung des sächsischen 
Vermessungsgesetzes (Durchführungsverordnung zum Sächsischen 
Vermessungs- u. Katastergesetz – SächsVermKatG) vom 6. Juli 2011 
(SächsGVBl. S. 275).

Die Ergebnisse liegen ab dem
 

03.02.2024 bis zum 03.03.2024 
in meinen Geschäftsräumen: Dieskaustraße 169 in 04249 Leipzig

Montag bis Freitag von 9.00 Uhr bis 16.00 Uhr

zur Einsichtnahme bereit. Gemäß § 17 Absatz 1 Satz 5 SächsVermKat-
GDVO gelten die Ergebnisse der Grenzbestimmung und Abmarkung 
ab dem 

10.03.2024 als bekannt gegeben.

Für Rückfragen stehe ich Ihnen unter der Telefonnummer 0341/9800611 
zur Verfügung.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die offengelegten Ergebnisse der Grenzbestimmung und Ab-
markung können die betroffenen Eigentümer und Erbbauberechtigten 
innerhalb eines Monats nach dem Wirksamwerden der Bekanntgabe 
Widerspruch einlegen.
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei mir oder 
dem Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung Sachsen, 
Olbrichtplatz 3 in 01099 Dresden einzulegen. ■

Leipzig, den 19.01.2024

gez. Sylvia Scheffer, 
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieurin

Dieskaustraße 169, 04249 Leipzig

Offenlegung von Ergebnissen einer  
Nachholung der Abmarkung

Gemäß § 17 der Durchführungsverordnung zum Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetz  –  
SächsVermKatG in der jeweils geltenden Fassung
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Auf Grundlage der §§ 73 Absatz 1 und Absatz 2 Nr. 1; 28 Abs.2 SächsGemO in Verb. m. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 der Betriebssatzung für den Eigen-
betrieb Oper Leipzig der Stadt Leipzig (Beschluss Nr. DS-00341/14 der Ratsversammlung vom 25.2.2015, veröffentlicht im Leipziger Amtsblatt 
Nr. 6 am 21.03.2015) hat der Stadtrat in einer Sitzung am 24.01.2024 die nachstehenden Eintrittspreise und Ermäßigungen festgesetzt:

1. Eintrittspreise
Die Zuordnung der untenstehenden Preiskategorien und Sonderpreise zu den Veranstaltungen einer Spielzeit erfolgt durch die Betriebsleitung 
der Oper Leipzig.

1.1. Eintrittspreise Große Bühnen

Opernhaus

Preiskategorie

Platzgruppe A B C D E F G

1 48,00 € 74,00 € 82,00 € 88,00 € 95,00 € 101,00 € 129,00 €

2 42,00 € 65,00 € 73,00 € 78,00 € 85,00 € 92,00 € 118,00 €

3 35,00 € 52,00 € 58,00 € 63,00 € 69,00 € 77,00 € 105,00 €

4 28,00 € 42,00 € 44,00 € 48,00 € 56,00 € 64,00 € 90,00 €

5 22,00 € 32,00 € 35,00 € 39,00 € 45,00 € 52,00 € 75,00 €

6 13,00 € 18,00 € 18,00 € 18,00 € 25,00 € 31,00 € 62,00 €

Tabelle 1 Eintrittspreisgefüge Opernhaus

Musikalische Komödie

Preiskategorie

Platzgruppe MA MB MC MD ME

1 37,00 € 44,00 € 49,00 € 54,00 € 61,00 €

2 32,00 € 39,00 € 43,00 € 48,00 € 53,00 €

3 28,00 € 33,00 € 38,00 € 41,00 € 45,00 €

4 21,00 € 25,00 € 28,00 € 30,00 € 33,00 €

5 16,00 € 19,00 € 20,00 € 22,00 € 25,00 €

6 11,00 € 11,00 € 11,00 € 11,00 € 19,00 €

Tabelle 2 Eintrittspreisgefüge Musikalische Komödie

1.2 Sonderpreise
Die Oper Leipzig kann abweichend vom vorgenannten Eintrittspreisgefüge Sonderpreise für max. 15 Vorstellungen pro Spielzeit festlegen, z.B. für 
Formate wie „Pay what you can“, Silvestergala oder Veranstaltungen zu Festtagen. Es sind Preisaufschläge auf die Eintrittspreise der jeweiligen 
Preiskategorien von maximal 20 € vorgesehen. 

1.3 Eintrittspreise Auswärtige Spielorte und Rahmenprogramm
Für das künstlerische Rahmenprogramm sowie Kleinveranstaltungen außerhalb der Hauptspielstätten kommen folgende Eintrittspreise – je nach 
Größe und Inhalt der Veranstaltung - zum Ansatz:
Vollpreis auf allen Plätzen ermäßigter Preis auf allen 

Plätzen
30,00 € 25,00 €

25,00 € 20,00 €

20,00 € 15,00 €

15,00 € 10,00 €

10,00 € 5,00 €

6,00 € 3,00 €

5,00 €  keine

Tabelle 3 Eintrittspreisgefüge künstlerisches Rahmenprogramm

Neufestsetzung der Eintrittspreise für den  
Städtischen Eigenbetrieb Oper Leipzig ab der Spielzeit 

2024/2025 (privatrechtliche Entgeltordnung)
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Veranstaltung Eintrittspreis/
ermäßigter Eintrittspreis Spielstätte

Konzert Weihnachten, großer Saal 30,00 € /25,00 € Musikalische Komödie
Konzerte, großer Saal 25,00 €/20,00 € Musikalische Komödie

Konzerte, kleine Veranstaltungsorte 20,00 €/15,00 €
oder 15,00 € (Festpreis) Konzertfoyer Opernhaus

Sonderprogramme  15,00 €/10,00 €
Musikalische Komödie
Venussaal Musikalische Komödie
Schaubühne Lindenfels

Junge Oper Leipzig 10,00 €/5,00 € Konzertfoyer Opernhaus
Musikalische Komödie

Führungen 10,00 €/5,00 €
Opernhaus
Technisches Kabinett
Musikalische Komödie

Zugaben 10,00 €/5,00 €
div. Orte im Opernhaus
Restaurant LORTZING
Uwe-Scholz-Ballettsaal

Babykonzert, Venussaal Musikalische Ko-
mödie 6,00 €/3,00 € Venussaal Musikalische Komödie

Einführungsveranstaltungen 5,00 €
Konzertfoyer Opernhaus
Venussaal Musikalische Komödie
Parkettfoyer Opernhaus

Tabelle 4 Eintrittspreise künstlerisches Rahmenprogramm und Kleinveranstaltungen

2. Abonnement
Kernbestandteil des Abonnementangebotes sind Serien mit einer festen Anzahl von Vorstellungen. Die angebotenen Serien sollen sich einerseits 
in zeitlicher Hinsicht, betreffend den Wochentag, und der Anzahl der Vorstellungen unterscheiden. Andererseits enthalten die vorgesehenen 
Abonnementserien in inhaltlicher Hinsicht Vorstellungen einer der Sparten der Oper Leipzig (Oper, Leipziger Ballett und Operette/ Musicals) 
oder eine spartenübergreifende Mischung. Die jeweiligen Serien beinhalten zwischen 3 und 12 Vorstellungen. 
Auf den Abonnementpreis werden keine weiteren Nachlässe gewährt. Abonnements werden ausschließlich in den Platzgruppen 1-5 des großen 
Saales des Opernhauses und den Platzgruppen 1-4 des großen Saales der Musikalischen Komödie angeboten. Weitere das Abonnement be-
treffende Geschäftsbedingungen werden in den Abonnementbedingungen der Oper Leipzig geregelt. Die detaillierten Abonnementangebote je 
Spielzeit werden in Verantwortung der Betriebsleitung der Oper Leipzig festgelegt und im Rahmen der Veröffentlichung des Spielzeitprogramms 
bekannt gegeben. 

Anzahl Vorstellungen und Rabattierungen je Abonnementserie

Sparte bzw. Spartenmischung

 Oper Ballett Musikalische Komödie

Wochentag Anzahl Vst. Rabattierung Anzahl Vst. Rabattierung Anzahl Vst. Rabattierung

Premieren * bis zu 5 25% bis zu 3 20% bis zu 4 20%

Mittwoch bis zu 6 25% bis zu 4 20% bis zu 5 25%

Freitag bis zu 6 25% bis zu 4 20% bis zu 5 25%

Sonntag bis zu 6 25% bis zu 4 20% bis zu 5 25%

 Mix Mix Light   

Wochentag Anzahl Vst. Rabattierung Anzahl Vst. Rabattierung   

Premieren * bis zu 12 40% bis zu 6 25%   

Mittwoch bis zu 8 35% bis zu 6 25%   

Freitag bis zu 8 35% bis zu 6 25%   

Sonntag bis zu 8 35% bis zu 6 25%   

Kombi-Abonnement mit dem Schauspiel Leipzig     

Platzgruppe Anzahl Vst.** Rabattierung     

 I bis IV 4 35%     
* Enthalten sind die Erstaufführungstermine der jeweiligen Inszenierungen, I.d.R. finden Premieren am Samstag statt.
** zzgl. zwei Vorstellungen im Schauspiel Leipzig (In Rechnungstellung ebenda)

Tabelle 5 Anzahl Vorstellungen und Rabattierung je Abonnementserie

3. Ermäßigungen
Die Oper Leipzig gewährt ausgewählten Personenkreisen im Rahmen regulärer Ermäßigungen Nachlässe auf den Eintrittskartenpreis.  Für 
Veranstaltungen in den Hauptspielstätten der Oper Leipzig unter Nutzung der regulären Preiskategorien werden für die in der nachfolgenden 
Tabelle aufgeführten Personenkreise die jeweiligen Ermäßigungen gewährt. Dabei wird der Vollpreis um den angegebenen Prozentsatz reduziert 
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oder es wird ein ermäßigter Festpreis angesetzt. Alle ermäßigten Eintrittspreise werden auf volle €-Beträge aufgerundet. Ermäßigungen sind 
nicht kombinierbar. Der Zutritt zu Veranstaltungen unter Inanspruchnahme von Ermäßigungen kann nur erfolgen, wenn die entsprechenden 
Nachweise der Ermäßigungsberechtigung beim Einlass vorgelegt werden. In der Platzgruppe 6 des Opernhauses und den Platzgruppen 5 und 
6 der Musikalischen Komödie werden keine Ermäßigungen gewährt. 
Für Veranstaltungen an Silvester und Veranstaltungen mit Sonderpreisen werden grundsätzlich keine Ermäßigungen gewährt. Abweichend 
davon wird der Begleitperson eines Besuchers mit Schwerbehinderung, der eine Eintrittskarte zum jeweiligen Vollpreis bezieht, gegen Vorlage 
des entsprechenden Nachweises eine kostenfreie Eintrittskarte ausgestellt.
Für Veranstaltungen des künstlerischen Rahmenprogramms und Kleinveranstaltungen außerhalb der Hauptspielstätten sind ermäßigungsbe-
rechtigte Personenkreise zum Bezug von Eintrittskarten zum jeweiligen ermäßigten Eintrittspreis berechtigt. Andere Ermäßigungen werden für 
diese Veranstaltungen grundsätzlich nicht gewährt.

Kategorie Rabatt bzw. rabattierter Festpreis Erläuterungen und ggf. zusätzliche Einschränkungen
I. Reguläre Ermäßigungen

Kinder 50% bis 12 Jahre

Schüler, Studenten (nicht berufsbe-
gleitend), Auszubildende

40%

Menschen mit Schwerbehinderung 30% Grad der Behinderung ab 50% nach § 2 (2) SGB IX; Begleitperson 
gegen Vorlage des entsprechenden Nachweises Eintritt frei

Wehrdienst-/ Bundesfreiwilligen-
dienstleistende

30%

Inhaber von Sozialpässen deutscher 
Gemeinden

50% Keine Gültigkeit für Premieren

Inhaber Leipzig-Tourist/Regio-Card 10% Keine Gültigkeit für Premieren

Ehrenamts-Pass 10% Keine Gültigkeit für Premieren

Bürgergeld-Empfänger 8,00 € Verfügbare Restkarten am Veranstaltungstag

Gruppen von Ermäßigungs-
berechtigten 

Festpreis 8,00 €; bei Veranstaltungen 
mit rabattiertem Festpreis von unter 
8,00 € wird jener Preis als Gruppen-
preis verwendet

gültig ab Gruppen von 5 Ermäßigungsberechtigten, je 10 Ermäßi-
gungsberechtigten eine Begleitperson, je 5 Ermäßigungsberechtigten 
eine Begleitperson zum gleichen Festpreis

Familientage Kinder 12,00 €; Erwachsene im 
Opernhaus 18,00 € und in der MuKo 
16,00 €

mindestens 1 Kind bis 15 Jahre und maximal 4 Erwachsene

II. Rabattkartensysteme

Oper Leipzig Card 20% Berechtigt zum Erwerb von 2 Eintrittskarten je Veranstaltung; je 
Spielzeit Kartengebühr 40,00 €; keine Gültigkeit bei Premieren, 
am 25./26. Dezember und bei Veranstaltungen mit Sonderpreisen

Junge Oper Leipzig Card  Festpreis 10,00 € Einmaliger Festpreis; Gültigkeit: eine Spielzeit; berechtigt zum Er-
werbe von Eintrittskarten zu 10 € ab 60 Minuten vor Vorstellungs-
beginn im Rahmen der noch verfügbaren Eintrittskarten; für junge 
Erwachsene bis 28 Jahre; keine Gültigkeit bei Premieren, am 25./26. 
Dezember und bei Veranstaltungen mit Sonderpreisen

III. Vertriebsmaßnahmen
Steuerkarten Opernhaus: 20,00 €; 

Musikalische Komödie: 16,00 €;
Sonstige Spielorte: erm. Festpreis der 
jeweiligen Veranstaltung

max. 2 Steuerkarten pro Person für antragsberechtigten Personen-
kreis (siehe Vorlage VII-DS-06320, unter Vorbehalt)

Sonstige Marketingmaßnahmen bis zu 20% Aktionen zur Verkaufsförderung gering ausgelasteter Veranstal-
tungen, (über Newsletter, in Kampagnen-Mails oder auf Social 
Media-Kanälen)

Besucherorganisationen und Gruppen bis zu 15% bei Vertriebsaktionen zur Kundengewinnung u. -bindung bzw. zur 
Verkaufsförderung gering ausgelasteter Veranstaltungen

Zusatzkarte Abonnement 10% Für Veranstaltungen außerhalb des erworbenen Abonnements
Card-Inhaber des Gewandhauses u. 
des Schauspiel Leipzig

10% keine Gültigkeit bei Premieren, am 25./26. Dezember und bei Ver-
anstaltungen mit Sonderpreisen

Tabelle 6 Ermäßigungen

4. Inkrafttreten
Die Regelung tritt ab 01.08.2024 in Kraft und gilt, bis sie durch einen neuen Ratsbeschluss ersetzt 
wird. ■

Leipzig, den 25.01.2024
Burkard Jung

Oberbürgermeister
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Die Stadt Leipzig, das Marktamt – veranstaltet

von Mittwoch, 27.03. bis Montag, 01.04.2024  
(außer Karfreitag) auf dem Marktplatz (5 Veranstaltungstage) 

einen Verkauf von österlichen Warenangeboten als Spezialmarkt auf 
Grundlage der Marktsatzung – Satzung der Stadt Leipzig über die 
Durchführung, Zulassung und Gebührenerhebung auf Wochen- und 
Spezialmärkten, Beschluss der Ratsversammlung VI-DS-04733 vom 
13.12.2017, veröffentlicht im Leipziger Amtsblatt vom 23.12.2017, mit 
der letzten Änderung: Beschluss der Ratsversammlung VII-DS-07557 
vom 14.12.2022, veröffentlicht im elektronischen Leipziger Amtsblatt 
vom 07.01.2023 und Leipziger Amtsblatt Nr.1 vom 14.01.2023.

Das Marktkonzept sieht vor:
Bewerbung mit eigenem Verkaufsstand mit Schirm, möglichst weiß-
grün gestreift (ohne Werbung), attraktive Verkaufswagen und eigene 
Holzhäuser; keine Imbiss- und Getränkeangebote,

Zugelassen werden ausschließlich:

• Ostertypische Sortimente (Holzschnitzwaren, Tischschmuck, 
Raumschmuck, Tischwäsche)

• Österliche Süßwaren, Backwaren
• Naturerzeugnisse wie Honig, Gewürze und andere natürliche Le-

bensmittel sowie Zubehör in österlicher Präsentation/Verpackung
• Blumen und Pflanzen
• Papier- und Schreibwaren, Bücher
• kunstgewerbliche Kleinartikel und Geschenkartikel
• Artikel für die Hauswirtschaft, Holz-, Kork-, Rattan- und Korbwaren 
• Porzellan, Keramik, Glas, Messing
• Modeschmuck, Uhren, Accessoires, Mineralien
• Waffel- und Schmalzbäcker mit eigenem Verkaufshaus (begrenzte 

Zulassung)

Wird nach Ablauf der Bewerbungsfrist ein Mangel an geeigneten 
Bewerbern in den Branchen festgestellt, die dem Veranstalter nach 

dem Gestaltungswillen wichtig sind, kann der Veranstalter selbst ge-
eignete Beschicker anwerben und in die Beschickerliste aufnehmen. 

Die Bewerbungen können elektronisch über Amt 24-Sachsen (zu finden 
unter www.leipzig.de/maerkte) oder schriftlich (unter Verwendung 
des Bewerbungsformulars) oder per E-Mail (marktamt@leipzig.de) 
bis zum 01.03.2024 einmalig eingereicht werden. 

Bewerbungen sind zu richten an:

 Postanschrift
 Stadt Leipzig – OE 72
 04092 Leipzig

Es erfolgt keine Eingangsbestätigung.

Zulassungen und Absagen erteilt das Marktamt bis zum 08.03.2024. 

Datenschutzerklärung:

Die Informationen zum Datenschutz gemäß Artikel 13 EU-Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten bei der Zulassung zu Märkten der Stadt Leipzig erhalten Sie im 
Marktamt oder im Internet unter www.leipzig.de/maerkte .

Öffentliche Bekanntgabe:

Diese Ausschreibung wurde am 03.02.2024 im Elektronischen Amts-
blatt und am 10.02.2024 im Leipziger Amtsblatt (Nr. 03/2024) öffentlich 
bekannt gegeben.

Das Marktamt weist darauf hin, dass diese Ausschreibung von Spe-
zialmärkten infektionsschutzbedingt auch kurzfristig aufgrund einer 
Entscheidung der Stadt Leipzig oder durch behördliche Anordnung, 
Verordnung, aufgrund eines Gesetzes oder höherer Gewalt aufgeho-
ben werden kann. Dasselbe gilt für die Durchführung des jeweiligen 
Spezialmarktes und für die Zulassung einzelner Marktteilnehmer. ■

Ausschreibung für den Leipziger Ostermarkt 2024

http://www.leipzig.de/maerkte
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Die Stadt Leipzig - Marktamt veranstaltet

von Mittwoch, 15.05. bis Sonntag, 26.05.2024 auf dem Marktplatz 
(12 Veranstaltungstage) das 24. Leipziger Weinfest 2024 

als Spezialmarkt auf Grundlage der Marktsatzung – Satzung der Stadt 
Leipzig über die Durchführung, Zulassung und Gebührenerhebung 
auf Wochen- und Spezialmärkten, Beschluss der Ratsversammlung VI-
DS-04733 vom 13.12.2017, veröffentlicht im Leipziger Amtsblatt vom 
23.12.2017, mit der letzten Änderung: Beschluss der Ratsversammlung 
VII-DS-07557 vom 14.12.2022, veröffentlicht im elektronischen Leipziger 
Amtsblatt vom 07.01.2023 und Leipziger Amtsblatt Nr.1 vom 14.01.2023.

Das Veranstaltungskonzept sieht vor:

Zulassung von Winzern der verschiedensten Anbaugebiete Deutsch-
lands und Europas mit hochwertigen, attraktiven Weinständen für 
den Veranstaltungszeitraum von 12 Tagen. Ab einem bestimmten 
Bewerberaufkommen behält sich der Veranstalter vor, optional das 
Weinfest auf den Bereich Petersstraße auszuweiten. Neubewerber 
und Interessenten an einem zeitlich begrenzten Wechselplatz für je 6 
Tage (Wahlzeitraum 15.05. bis 20.05. bzw. 21.05. bis 26.05.2024) werden 
bevorzugt in der Petersstraße platziert.

Verkaufsstände mit allgemeinem Warenangebot werden nicht zu-
gelassen.

Die gastronomische Versorgung erfolgt durch Eigenanwerbung des 
Veranstalters.

Der Veranstalter stattet die Veranstaltungsfläche mit ausreichend 
Bestuhlung aus und stellt ebenfalls überdachte Weinlauben mit Sitz-
gelegenheiten zur Verfügung. Der Veranstalter sorgt für ein tägliches 
Bühnenprogramm mit Live-Musik und eine entsprechende Dekoration 
des Marktplatzes.

Die Bewerbungen können elektronisch über Amt 24-Sachsen (zu finden 
unter www.leipzig.de/maerkte) oder schriftlich (unter Verwendung 
des Bewerbungsformulars) oder per E-Mail (marktamt@leipzig.de) 
bis zum 05.04.2024 einmalig eingereicht werden. 

  Postanschrift 
  Stadt Leipzig – OE 72
  04092 Leipzig
  E-Mail: marktamt@leipzig.de

Es erfolgt keine Eingangsbestätigung. 

Zulassungen mit detaillierten Teilnahmebedingungen erteilt das 
Marktamt bis zum 12.04.2024.

Datenschutzhinweis:

Die Informationen zum Datenschutz gemäß Artikel 13 EU-Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten bei der Zulassung zu Märkten der Stadt Leipzig, erhalten Sie im 
Marktamt oder im Internet unter www.leipzig.de/maerkte .

Öffentliche Bekanntgabe:

Diese Ausschreibung wurde am 03.02.2024 im Elektronischen Amts-
blatt und am 10.02.2024 im Leipziger Amtsblatt (Nr. 03/2024) öffentlich 
bekannt gegeben.

Das Marktamt weist darauf hin, dass diese Ausschreibung von Spe-
zialmärkten infektionsschutzbedingt auch kurzfristig aufgrund einer 
Entscheidung der Stadt Leipzig oder durch behördliche Anordnung, 
Verordnung, aufgrund eines Gesetzes oder höherer Gewalt aufgeho-
ben werden kann. Dasselbe gilt für die Durchführung des jeweiligen 
Spezialmarktes und für die Zulassung einzelner Marktteilnehmer. ■

Ausschreibung Leipziger Weinfest 2024

http://www.leipzig.de/maerkte
mailto:marktamt@leipzig.de
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Die Stadt Leipzig – Marktamt veranstaltet auf ausgewählten Flächen 
im Stadtzentrum

vom Freitag, dem 27.09., bis Sonntag, dem 06.10.2024,  
(10 Veranstaltungstage)  

die 47. Leipziger Markttage/Erntedanktage

als Spezialmarkt auf Grundlage der Marktsatzung – Satzung der Stadt 
Leipzig über die Durchführung, Zulassung und Gebührenerhebung 
auf Wochen- und Spezialmärkten, Beschluss der Ratsversammlung VI-
DS-04733 vom 13.12.2017, veröffentlicht im Leipziger Amtsblatt vom 
23.12.2017, mit der letzten Änderung: Beschluss der Ratsversammlung 
VII-DS-07557 vom 14.12.2022, veröffentlicht im elektronischen Leipziger 
Amtsblatt vom 07.01.2023 und Leipziger Amtsblatt Nr.1 vom 14.01.2023.

1. Das Marktkonzept sieht vor:

1.1 Zulassung von bis zu 4 Gastronomen in einheitlichen Gastrozelten 
(Größe pro Gastronom: 2 Zelte a 5x5 m Pagode)

1.2 Zulassung eigener Gastronomie-Stände spezieller Art

1.3 Vergabe von Standplätzen für markttypische Verkaufsstände 
und Verkaufshäuser (bevorzugte Stände: historische Planwagen, 
Marktkarren etc., Schirmstände abplanbar weiß-grün gestreift - 
max. Größe: Front 6 m x Tiefe 3 m)

1.4 begrenzte Zulassung: Waffel- und Schmalzbäcker mit eigenem 
Verkaufshaus und ein kleines Riesenrad

 Die Leipziger Markttage sollen die Vielfalt der einheimischen 
Erzeugnisse und die regionalen Besonderheiten wiederspiegeln. 
Handwerkliche Vorführungen am Stand sind ausdrücklich er-
wünscht.

2. Besonderes Interesse besteht an Bewerbern

2.1. aus der Gastronomie für einheitliche Gastrozelte siehe 1.1

 Gastronomen mit besonderem Marktkonzept hinsichtlich Ori-
ginalität im Angebot, besonders der Vielfalt der traditionellen 
sächsischen Küche und in der Ausgestaltung des Zeltes.

 Zur Beachtung:

 Zu jedem Gastronomiezelt wird ein Freisitz mit Außenstand (max. 
9 m²) gewährt, der gesondert zu beantragen ist. Auf der Grundlage 
des Gestaltungskonzeptes erfolgen vom Veranstalter Vorgaben zu 
deren Größe und äußerem Erscheinungsbild.

2.2. eigene Gastronomie-Stände spezieller Art siehe 1.2

 Das Veranstaltungskonzept sieht keine Verwendung von Gas auf 
dem Marktplatz vor.

2.3. als Markthändler mit dem Angebot von:

• Blumen/Pflanzen, Töpfer- und Keramikwaren, Glas-, Porzellan-, 
Kristall- und Messingwaren

• Obst und Gemüse, Zwiebelzöpfe
• Naturerzeugnisse wie Tee, Gewürze, Kräuter, Imkereierzeug-

nisse, Dauerwurst-, Back- und Süßwaren, Mandeln, Nüsse, 
kandierte und schokolierte Früchte

• Artikel für die Hauswirtschaft/Holz-, Kork-, Rattan- und 
Korbwaren 

• Kunstgewerbliche Kleinartikel, Trocken- und Seidenblumen, 
kunstgewerbliche Floristik

• Spielwaren, Bücher, Papier- und Schreibwaren, Bilder

• Kosmetikartikel, Uhren, Modeschmuck, Mineralien
• Täschner- und Kleinlederwaren, Fellkleinartikel
• Tischwäsche, Pullover, T-Shirts, Kopfbedeckungen, Schirme
• Weine und Spirituosen (ohne Ausschank), Käse

3. Bewerbung/Zulassung

Die Bewerbungen können elektronisch über Amt 24-Sachsen (zu finden 
unter www.leipzig.de/maerkte) oder schriftlich (unter Verwendung 
des Bewerbungsformulars) oder per E-Mail (marktamt@leipzig.de) 
bis zum 30.04.2024 einmalig eingereicht werden. 

4. Bewerbungsangaben

• Firmenbezeichnung Name/Anschrift/Telefon/E-Mail
• Sortiment/Angebot
• Bedarf Strom und Wasser
• aktuelle Gewerbeunterlagen (Kopie)
• Nachweis über die Betriebshaftpflichtversicherung
• aktuelles Farbfoto
• Platzbedarf (Frontbreite und Tiefe)

Unvollständige oder verspätet eingereichte Bewerbungen können 
nicht berücksichtigt werden. Bereits eingereichte Bewerbungen, die 
vorstehende Angaben nicht enthalten, müssen bis zum o. g. Zeitpunkt 
ergänzt werden.

Maßgebend für die Wahrung der Frist ist das Eingangsdatum.

Wird nach Ablauf der Bewerbungsfrist ein Mangel an geeigneten Be-
werbungen in den Branchen festgestellt, die dem Veranstalter nach 
dem Gestaltungswillen wichtig sind, kann der Veranstalter geeignete 
Beschicker selbst anwerben und in die Bewerberliste aufnehmen.

Es erfolgt keine Eingangsbestätigung. 

Zulassungen erteilt das Marktamt bis zum 28.06.2024.
Ein Anspruch auf Zuweisung eines Standplatzes in bestimmter Lage, 
Größe und Beschaffenheit besteht nicht, auch wenn der Bewerber schon 
vorher an den Leipziger Markttagen teilgenommen hat.

Absagen erfolgen schriftlich bis zum 28.06.2024.

Bewerbungen sind zu richten an: 

  Postanschrift 
  Stadt Leipzig – OE 72
  04092 Leipzig

Datenschutzerklärung:

Die Informationen zum Datenschutz gemäß Artikel 13 EU-Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten bei der Zulassung zu Märkten der Stadt Leipzig, erhalten Sie im 
Marktamt oder im Internet unter www.leipzig.de/maerkte .

Öffentliche Bekanntgabe:

Diese Ausschreibung wurde am 03.02.2024 im Elektronischen Amts-
blatt und am 10.02.2024 im Leipziger Amtsblatt (Nr. 03/2024) öffentlich 
bekannt gegeben.

Das Marktamt weist darauf hin, dass diese Ausschreibung von Spe-
zialmärkten infektionsschutzbedingt auch kurzfristig aufgrund einer 
Entscheidung der Stadt Leipzig oder durch behördliche Anordnung, 
Verordnung, aufgrund eines Gesetzes oder höherer Gewalt aufgeho-
ben werden kann. Dasselbe gilt für die Durchführung des jeweiligen 
Spezialmarktes und für die Zulassung einzelner Marktteilnehmer. ■

Ausschreibung Leipziger Markttage 2024

http://www.leipzig.de/maerkte
mailto:marktamt%40leipzig.de?subject=
http://www.leipzig.de/maerkte
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Die Stadt Leipzig – Marktamt veranstaltet auf ausgewählten Flächen 
im Stadtzentrum

von Dienstag, 26.11.2024 bis Sonntag, 22.12.2024  
(27 Veranstaltungstage), auf dem Teilbereich Marktplatz bis  

einschließlich 23.12.2024, den traditionellen  
Leipziger Weihnachtsmarkt 2024

als Spezialmarkt auf Grundlage der Marktsatzung – Satzung der Stadt 
Leipzig über die Durchführung, Zulassung und Gebührenerhebung 
auf Wochen- und Spezialmärkten, Beschluss der Ratsversammlung VI-
DS-04733 vom 13.12.2017, veröffentlicht im Leipziger Amtsblatt vom 
23.12.2017, mit der letzten Änderung: Beschluss der Ratsversammlung 
VII-DS-07557 vom 14.12.2022, veröffentlicht im elektronischen Leipziger 
Amtsblatt vom 07.01.2023 und Leipziger Amtsblatt Nr.1 vom 14.01.2023.

1. Das Veranstaltungsprofil (Marktkonzept) des Veranstalters sieht vor:

 - Bewerbung zur Anmietung von Verkaufshäusern (begrenzte Anzahl, 
Größe ca. 3,40 m x 2,40 m) 

 - Bewerbung mit eigenem Holzhaus (max. 6 Frontmeter, weitere tech-
nische Anforderungen zum Haus sind beim Marktamt abzufordern)

 - Bewerbung einer begrenzten Anzahl attraktiver Kinderkarus-
sells (max. Front bis 9 m, Durchmesser bis 12 m), 1 Riesenrad. 
Andere Aufbauarten wie Bratwurststände, Feldküchen, Zeltstände, 
mobile Verkaufswagen sind ausgeschlossen.

 - Die Zulassung erfolgt nach Anbietergruppen (AG) und wird nach 
prozentualer Verteilung festgelegt:

 - AG 1 – Non Food, allgemeines Warensortiment, Weihnachtssor-
timente 48 %

 - AG 2 – Backwaren, Gewürze, Tee, Spirituosen 13 %
 - AG 3 – Waffelbäcker, Kräppelchen, Mandeln, Süßwaren 10 %
 - AG 4 – Imbiss ohne Ausschank alkoholischer Heißgetränke 7 %
 - AG 5 – Imbiss mit Ausschank alkoholischer Heißgetränke 12 %
 - AG 6 – Ausschank alkoholischer Heißgetränke 5 %
 - AG 7 – Kinderkarussells, Riesenrad 3 %
 - AG 8 – Gemeinnützige Vereine / Organisationen 2 %

2. Folgende Anbietergruppen werden zugelassen:

2.1. Holzschnitzwaren, Advents-, Weihnachts- und Christbaum-
schmuck, Weihnachtsbaumständer und –beleuchtung, Handwerker 
mit Vorführung (Zulassung auch wochenweise bzw. zeitlich be-
grenzt möglich), Kerzen

 Spielwaren, Glas-, Porzellan-, Keramik-, Kristall-, Messing-, Kup-
fer-, Zinn- und Stahlwaren, Töpfe, Pfannen, Backformen, Holz-, 
Kork- und Korbwaren (außer Möbel), Bürsten, kunstgewerbliche 
Kleinartikel

 Täschner- und Kleinlederwaren (möglichst mit Monogrammpräge-
Service), Fellkleinwaren, Modeschmuck, Mineralien

 Bücher, Papier- und Schreibwaren, elektronische Medienträger 
 Bilder, online- bzw. Fotoangebote
 Adventsgestecke, -kränze, Kunst- und Trockenblumen, Mistelzweige 
 Schals, Mützen, Handschuhe, Tücher, Tischwäsche
 Strumpfwaren, Kleinkindersachen, Hausschuhe 

2.2. Verkauf von weihnachtlichen Backwaren, Lebkuchen, Dauerwurst-
waren und Schinken in weihnachtlicher Verpackung, Gewürze, Tee, 
Imkereierzeugnisse, Trockenobst, Antipasti, Nüsse, Säfte, Weine, 
Spirituosen (nur Proben)

2.3. Herstellung und Verkauf von gebrannten Mandeln und Nüssen, 
Waffeln, Kräppelchen und Schmalzgebäck, Popcorn, Poffertjes, 
Baumstriezel, glasierten Früchten, Zuckerwatte, Süßwaren, Maroni

2.4. Verkauf zubereiteter Speisen und alkoholfreier Getränke zum 
Verzehr an Ort und Stelle oder zum Mitnehmen

2.5. Verkauf zubereiteter Speisen zu mindestens 50 % bzw. überwiegend 
erkennbar zum Ausschank alkoholischer Getränke

2.6. Verkauf und Ausschank von Glühwein, Punsch, Glühbier, Feuer-

zangenbowle und anderen alkoholischen Heißgetränken (reine 
Spirituosen ausgenommen) und mindestens einem alkoholfreien 
Getränk

2.7. Kinderkarussell bis 9 m Frontbreite / 12 m Durchmesser und 
Riesenrad bis 450 m²

2.8. Eine beschränkte Anzahl von Organisationen/Vereinen kann 
bei Nachweis der Gemeinnützigkeit zeitlich begrenzt zugelassen 
werden. 

• Die Stadt stellt zwei Wechselhütten zur Verfügung, die durch die 
Organisation/den Verein selbst zu nutzen und entsprechend innen 
zu gestalten sind. 

• Die Organisationen/Vereine haben sich ebenfalls entsprechend die-
ser Ausschreibung, inklusive aller benannten Fristen, zu bewerben. 

• In der Bewerbung ist der gemeinnützige Zweck deutlich sichtbar 
darzustellen.

• Bei mehreren gleichwertigen Bewerbungen von gemeinnützigen 
Vereinen/Organisationen wird über eine mögliche Teilnahme der 
Vereine/Organisationen per Los entschieden.

• Organisationen/Vereine, die in Vorjahren Teilnehmer des Leipziger 
Weihnachtsmarktes waren, müssen der Bewerbung den Nachweis 
der Verwendung erzielter Einnahmen in geeigneter Form deutlich 
konkretisiert; z.B. mit Spendenbescheinigung vom Begünstigten; 
beilegen.

Bevorzugt werden Händler mit typisch traditionellem, weihnacht-
lichen Sortiment sowie Gewerbetreibende, die während des Marktes 
handwerkliche Tätigkeiten verrichten (z. B. Holzschnitzer, Glasbläser, 
Töpfer, Klöppeln, Kerzenziehen, Gravieren, Schleifen).

Ausgeschlossen sind die Sortimente: Bekleidung/Konfektion aus 
Textil und Leder für alle Altersgruppen, volksfesttypische Artikel 
(z. B. Luftballons, Verlosungen), Kriegsspielzeug, pyrotechnische 
Sortimente, Erstellung von Horoskopen, Propaganda jeglicher Form, 
Werbe-, Neuheiten- und Restpostenverkäufe, Produkte die gegen 
geltende gesetzliche Bestimmungen verstoßen, Glücksspiel, typische 
Wochenmarktsortimente.

Die Verfahrensweise zum Bezug einheitlicher Glühweintrinkgefäße 
wird mit der Marktzulassung bestimmt.

Der gebührenpflichtige Einsatz von Stehtischen und deren Ausführung 
(attraktive Holztische in Absprache mit dem Veranstalter) ist mit der 
Bewerbung anzumelden. Über die Anzahl entscheidet der Veranstalter 
nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Fläche.

Zur Beachtung:

Die Abgabe von Speisen und der Verkauf bzw. Ausschank von Ge-
tränken in Einwegbehältnissen aus Plastik/Aluminium und die Ver-
wendung von Plastikbestecken sind nicht zugelassen.
Neubewerber mit Flüssiggaskochstellen werden nicht zugelassen.  
Die Heizung mit Flüssiggas ist generell untersagt.

3. Die kreative Hütte

Für vorrangig regionale und lokale Handwerker/Kunsthandwerker/
Künstler, vorzugsweise mit Vorführungen, werden zwei Hütten auf 
dem Marktplatz bereitgestellt, in denen sich diese für einen Zeitraum 
von jeweils einer Woche mit hochwertigen Kunst-, Kunsthandwerk- 
oder Handwerksartikeln präsentieren können.
Der Focus bei der Bewerberauswahl liegt auf Kreativität, Vielfalt, 
Originalität und Nachhaltigkeit. Ausgeschlossen sind Händler/Zwi-
schenhändler und zubereitete Speisen und Getränke.
Die Bewerber haben sich ebenfalls entsprechend dieser Ausschreibung, 
inklusive aller benannten Fristen, zu bewerben. 
Die Nutzung der beiden Hütten in der vorgegebenen Standard-Aus-
stattung ist für den Bewerber kostenfrei, das Projekt wird gefördert 
von der Stadt Leipzig.
Sollte die Anzahl der Bewerber die zur Verfügung stehenden Plätze 
überschreiten, so entscheidet

Ausschreibung Leipziger Weihnachtsmarkt 2024
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1. die lt. Punkte-Matrix besser bewertete Bewerbung
2. bei gleichwertigen Bewerbungen das Los.

4. Bewerbung/Zulassung/Marktkonzept

Die schriftlichen oder elektronischen Bewerbungsangebote (zu finden 
unter www.leipzig.de/maerkte/ hier ist auch der Link zu Amt 24 – 
Sachsen hinterlegt) sind zu richten an die Stadt Leipzig, Marktamt, als 
Gesamtveranstalter des Leipziger Weihnachtsmarktes - für alle Plätze 
bis spätestens 30.04.2024. 

 Postanschrift    nur für Marktplatz

 Stadt Leipzig – OE 72  Käthe Wohlfahrt KG
 04092 Leipzig    Herrngasse 1, 
       91541 Rothenburg o.d.T.

 E-Mail: marktamt@leipzig.de E-Mail: 
       wmleipzig@wohlfahrt.com

Bewerbungsangaben:
• Firmenbezeichnung:
• Name, Vorname Inhaber/Geschäftsführer
• Telefon, Festnetz und mobil
• Internetadresse, E-Mail
• aktuelle Gewerbeunterlagen (Kopie auch bei wiederholter Bewer-

bung), Reisegewerbekarte oder Gewerbeanmeldung, Steuernummer 
• Auszug aus dem Gewerbezentralregister, Handelsregisterauszug 

(für eingetragene Firmen)
• Nachweis der Betriebshaftpflichtversicherung
• konkretes Sortimentsangebot (gemäß Anbietergruppen mit ent-

sprechender Sortimentsreinheit und Sortimentstiefe)
• aktuelles, weihnachtliches Farbfoto des Verkaufshauses mit Gestal-

tungsvorschlag für die Innen- und Außendekoration einschl. Dach-
gestaltung passend zum Sortiment oder weihnachtlich/märchenhaft

• Angaben über handwerkliche Tätigkeiten am Stand
• Bedarf an Elektroenergie (Schwach- oder Kraftstrom in KW)
• Bedarf an Wasser (Kanister-Pumpsystem)
• Verwendungsnachweis (Spendenbescheinigung) für erzielte Ein-

nahmen zur Förderung gemeinnütziger Zwecke/Projekte

Der Veranstalter behält sich das Recht vor, die äußerliche Gestaltung 
durch Auflagen festzulegen (vgl. Bewerbungsformular).

Die eigenständige Außenbeschallung bzw. der Anbau von Geräten 
zur Schallerzeugung- und Wiedergabe an den Verkaufsständen und 
-flächen ist nicht erlaubt. 

Grundlage für die Auswahl eines Bewerbers sind ausschließlich die 
von ihm eingereichten Bewerbungsunterlagen.
Unvollständige und verspätet eingehende Bewerbungen können nicht 

berücksichtigt werden. Bereits eingereichte Bewerbungen, die die 
erforderlichen Angaben nicht enthalten, können bis spätestens zum 
Bewerbungsschluss vervollständigt werden. 
Doppelbewerbungen eines Gewerbetreibenden werden nicht berück-
sichtigt.

Bei der Auswahl der Bewerber finden die Zulassungskriterien der Stadt 
Leipzig nach der Marktsatzung und die in den Teilnahmebedingungen 
(Marktkonzept) genannten Kriterien Anwendung. 

Maßgebend für die Wahrung der Frist ist das Eingangsdatum. 

Es erfolgt keine Eingangsbestätigung.

Wird nach Ablauf der Bewerbungsfrist ein Mangel an geeigneten Be-
werbungen in den Branchen festgestellt, die dem Veranstalter nach 
dem Gestaltungswillen wichtig sind, kann der Veranstalter geeignete 
Beschicker anwerben und in die Bewerberliste aufnehmen.

Zulassungen bzw. Absagen ergehen vom Marktamt oder von dem 
durch die Stadt Leipzig beauftragten Mitausrichter Käthe Wohlfahrt 
KG (für Marktplatz) bis zum 31.07.2024. 

Ein Anspruch auf Zuweisung eines Standplatzes in bestimmter Lage, 
Größe oder sonstiger Beschaffenheit besteht nicht, auch wenn der Bewer-
ber schon vorher an Leipziger Weihnachtsmärkten teilgenommen hat.

Datenschutzerklärung:

Die Informationen zum Datenschutz gemäß Artikel 13 EU-Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten bei der Zulassung zu Märkten der Stadt Leipzig, erhalten Sie im 
Marktamt oder im Internet unter www.leipzig.de/maerkte .

Öffentliche Bekanntgabe:

Diese Ausschreibung wurde am 03.02.2024 im Elektronischen Amts-
blatt und am 10.02.2024 im Leipziger Amtsblatt (Nr. 03/2024) öffentlich 
bekannt gegeben.

Marktkonzept:

Die aktuellen Teilnahmebedingungen (Marktkonzept) sind im Internet 
abrufbar unter www.leipzig.de/weihnachtsmarkt .

Das Marktamt weist darauf hin, dass diese Ausschreibung von Spe-
zialmärkten infektionsschutzbedingt auch kurzfristig aufgrund einer 
Entscheidung der Stadt Leipzig oder durch behördliche Anordnung, 
Verordnung, aufgrund eines Gesetzes oder höherer Gewalt aufgeho-
ben werden kann. Dasselbe gilt für die Durchführung des jeweiligen 
Spezialmarktes und für die Zulassung einzelner Marktteilnehmer. ■

http://www.leipzig.de/maerkte
mailto:marktamt%40leipzig.de?subject=
mailto:wmleipzig%40wohlfahrt.com?subject=
http://www.leipzig.de/maerkte
http://www.leipzig.de/weihnachtsmarkt
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Landratsamt Landkreis Leipzig
Vermessungsamt
Sachgebiet Ländliche Neuordnung

Flurbereinigung:   Dreiskau-Muckern
Gemeinde/Stadt:   Großpösna / Rötha
Verfahrensnummer: 29 0091
Aktenzeichen:   10163-846.180-290091

Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt – in Wahrnehmung der 
übertragenen Aufgaben der Flurbereinigungsbehörde – gemäß § 
149 Flurbereinigungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), das zuletzt durch Artikel 17 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794) geändert worden 
ist –FlurbG– in Verbindung mit § 1 Abs. 2 S. 1 und Abs. 3 S. 1 Gesetz 
zur Ausführung des Flurbereinigungsgesetzes und zur Bestimmung 
von Zuständigkeiten nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz 
vom 15. Juli 1994 (SächsGVBl. S. 1429), das zuletzt durch Artikel 24 der 
Verordnung vom 12. April 2021 (SächsGVBl. S. 517) geändert worden 
ist –AGFlurbG– folgende

Schlussfeststellung

Das Verfahren Dreiskau-Muckern wird hiermit durch folgende Fest-
stellungen
abgeschlossen:

I. Die Ausführung nach dem Flurbereinigungsplan ist bewirkt.

II. Den Beteiligten stehen keine Ansprüche mehr zu, die im Flurberei-
nigungsverfahren hätten berücksichtigt werden müssen.

III. Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft Dreiskau-Muckern 
sind abgeschlossen. Die Teilnehmergemeinschaft erlischt mit der 
Zustellung der unanfechtbar gewordenen Schlussfeststellung.

Begründung:
Die Ausführung des Flurbereinigungsplans in der Fassung des 5. 
Nachtrags ist dem Plan gemäß in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht 
erfolgt. Insbesondere ist das Eigentum an den neuen Grundstücken 
auf die im Flurbereinigungsplan und in seinen Nachträgen genannten 
Teilnehmer übergegangen. Den Beteiligten stehen keine Ansprüche 
mehr zu, die im Flurbereinigungsverfahren hätten berücksichtigt 
werden müssen.

Die Unterlagen zur Berichtigung der öffentlichen Bücher wurden an 
die dafür zuständigen Behörden abgegeben. Das Liegenschaftskataster 
wurde berichtigt.

 

Es bestehen weder Beitragsverpflichtungen der Teilnehmer, noch hat die 
Teilnehmer-gemeinschaft Darlehen zurückzuzahlen, gemeinschaftliche 
Anlagen zu unterhalten oder Grundeigentum sowie sonstiges Eigen-
tum zu verwalten. Die Aufgaben der Teilnehmer-gemeinschaft sind 
abgeschlossen. Auch dies war gemäß § 149 Abs. 1, 2. Halbsatz FlurbG 
festzustellen. Mit der Beendigung des Verfahrens durch die Zustellung 
der unanfechtbar gewordenen Schlussfeststellung erlischt daher die 
Teilnehmergemeinschaft (§ 149 Abs. 4 und Abs. 3 Satz 1 FlurbG).

Das Verfahren war daher mit dieser Feststellung abzuschließen (§ 149 
Abs. 1, 1. Halbsatz FlurbG).

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Schlussfeststellung  kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Die Frist beginnt 
mit dem auf die öffentliche Bekanntmachung folgenden Tag.
 
Der Widerspruch ist schriftlich beim 
   
 Landratsamt Landkreis Leipzig  
 Stauffenbergstraße 4
 04552 Borna

oder zur Niederschrift beim 

Landratsamt Landkreis Leipzig oder  Landratsamt Landkreis Leipzig 
Stauffenbergstraße 4   Vermessungsamt
04552 Borna    Leipziger Straße 67
       04552 Borna

einzulegen.

Die Erhebung des Widerspruchs in elektronischer Form ist durch die 
Übermittlung eines mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
versehenen elektronischen Dokuments möglich, welches an das be-
sondere Behördenpostfach (beBPo) des Landratsamtes des Landkreises 
Leipzig, Vermessungsamt zu richten ist.

Hinweise

Öffentliche Bekanntmachung

Diese Schlussfeststellung wird in den Gemeinden Großpösna und 
Belgershain sowie in den Städten Leipzig, Markkleeberg, Böhlen, 
Rötha, Brandis und Naunhof öffentlich bekannt gemacht (§§ 6 Abs. 2, 
14 Abs. 1, 34 Abs. 4, 110 FlurbG).

Der Inhalt dieser Bekanntmachung kann innerhalb von drei Monaten 
nach dem Zeitpunkt der ersten öffentlichen Bekanntmachung auch 
auf der Internetseite des Landkreises https://www.landkreisleipzig.
de/bekanntmachungen.html unter „Vermessungsamt“ „... SG 3 Länd-
liche Neuordnung … Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz“ 
eingesehen werden.

Datenschutzrechtliche Hinweise

Datenschutzrechtliche Hinweise zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten natürlicher Personen im Rahmen des Verfahrens der Ländlichen 
Neuordnung können im Internet unter folgendem Link abgerufen 
werden: https://www.laendlicherraum.sachsen.de/ datenschutz-in-
verfahren-der-landlichen-neuordnung-9248.html
Darüber hinaus sind die Informationen auch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Vermessungsamt, Leipziger Str. 67, 04552 Borna, 
erhältlich. ■

Borna, den 29. Dezember 2023 

Grobe
Sachgebietsleiter Ländliche Neuordnung

Öffentliche Bekanntmachung – Schlussfeststellung  
Dreiskau-Muckern

https://www.landkreisleipzig.de/bekanntmachungen.html
https://www.landkreisleipzig.de/bekanntmachungen.html
https://www.laendlicherraum.sachsen.de/ datenschutz-in-verfahren-der-landlichen-neuordnung-9248.html
https://www.laendlicherraum.sachsen.de/ datenschutz-in-verfahren-der-landlichen-neuordnung-9248.html
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Die Landesdirektion Sachsen hat gemäß § 28 Abs. 1 und § 29 des 
Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) sowie § 1 des Gesetzes zur 
Regelung des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungszustellungs-
rechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit 
§§ 74 und 75 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) auf Antrag 
der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH mit Beschluss vom 26. 
Januar 2024 den Plan für das Vorhaben „Volbedingstraße zwischen 
Mockauer Straße und Zeumerstraße“ festgestellt.

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig vorgetragenen 
Einwendungen, Forderungen und/oder Hinweise sowie Anregungen 
entschieden worden.

Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses mit Rechtsbehelfs-
belehrung und eine Ausfertigung der festgestellten Unterlagen liegen in 
der Zeit 19. Februar 2024 bis 4. März 2024 in der Stadt Leipzig, Neues 
Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, Stadtplanungsamt, Zimmer 498, zu 
den Dienststunden Mo./Mi. 8.00-15.00 Uhr, Di./Do. 8.00-16.00 Uhr, 
Fr. 8.00-12.00 Uhr, zu jedermanns Einsichtnahme aus. 

Bekanntmachung über die Planfeststellung für das Vorhaben  
der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH

„Volbedingstraße zwischen Mockauer Straße und Zeumerstraße“

Die Bekanntmachung und der Planfeststellungsbeschluss sowie die 
planfestgestellten Unterlagen sind im vorgenannten Zeitraum auch 
auf der Internetseite der Landesdirektion Sachsen unter https://www.
lds.sachsen.de/bekanntmachung in der Rubrik „Infrastruktur – Stra-
ßenbahnen“ und im UVP-Portal unter https://www.uvp-verbund.
de einsehbar. Für die Vollständigkeit und Übereinstimmung der im 
Internet veröffentlichten Unterlagen mit den amtlichen Auslegungs-
unterlagen wird keine Gewähr übernommen. Maßgeblich ist der Inhalt 
der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen

Beteiligten, über deren Einwendungen entschieden worden ist, wird 
der Planfeststellungsbeschluss zugestellt. Den übrigen Betroffenen 
gilt der Beschluss mit dem Ende der Auslegungsfrist als zugestellt 
(§ 74 Abs. 4 Satz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes – VwVfG). ■

Stadtplanungsamt
i. A. der Landesdirektion Sachsen

Gegenstand der 1. Planänderung sind insbesondere die Stabilisierung 
der Eisenbahnüberführung Wiederitzscher Viadukt mit Hilfe des 
Hochdruckinjektionsverfahrens (HDI) im Bereich der vorhandenen 
Gründungen bis maximal 8 m Tiefe, die Herstellung eines temporären 
Erdbeckens für den im Rahmen des Hochdruckinjektionsverfahrens 
anfallenden Betonrücklauf, ein bauzeitlicher Spundwandverbau, die Er-
gänzungen weiterer Umverlegungen von Kabeln und Leitungen Dritter, 
die teilweise Lageänderung temporärer Baustelleneinrichtungsflächen 
und -Zufahrten, die Präzisierung der Entwässerungsangaben (Grund-
wasserbetroffenheit und Einleitstellen), die bauzeitliche Verrohrung des 
Fließgewässers „Nördliche Rietzschke“, die Ergänzung von Angaben 
zu Modalitäten der Straßenbaumaßnahmen an der Delitzscher Straße 
sowie Präzisierungen bezüglich des Artenschutzes im Artenschutz-
rechtlichen Fachbeitrag und in den Maßnahmenblättern.
Das Eisenbahn-Bundesamt führt auf Antrag der DB InfraGO AG, vor-
mals DB Netz AG, Regionalbereich Südost (Vorhabenträgerin) vom 
14.12.2023, mit dem Planungsstand vom 13.10.2023 für das genannte 
Bauvorhaben ein ergänzendes Anhörungsverfahren nach § 73 Verwal-
tungsverfahrensgesetz (VwVfG) in Verbindung mit § 18 Allgemeines 
Eisenbahngesetz (AEG) durch.
Für das Vorhaben wurde mit verfahrensleitender Verfügung vom 
09.08.2022 festgestellt, dass nach §§ 5 ff. Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) eine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.
Ändert die Vorhabenträgerin im Laufe des Verfahrens die Unterlagen, 
die nach § 19 Abs. 2 UVPG auszulegen sind, so ist gemäß § 22 Abs. 1 
Satz 1 UVPG eine erneute Beteiligung der Öffentlichkeit erforderlich. 
Sie ist jedoch gemäß § 22 Abs. 1 Satz 2 UVPG auf die Änderungen zu 
beschränken.
Entsprechend hat die Vorhabenträgerin die entscheidungserheblichen 
Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens sowie 
folgende weitere Unterlagen präzisiert:
- Erläuterungsbericht (Unterlage Nr. 1)

- Übersichtskarten und -lagepläne (Unterlage Nr. 2)
- Lagepläne (Unterlage Nr. 3)
- Bauwerksverzeichnis (Unterlage Nr. 4)
- Grunderwerbspläne (Unterlage Nr. 5)
- Grunderwerbsverzeichnis (Unterlage Nr. 6)
- Bauwerkspläne (Unterlage Nr. 8)
- Kabel- und Leitungslagepläne (Unterlage Nr. 10)
- Baustelleneinrichtungs- und -erschließungspläne (Unterlage Nr. 

11)
- Wasserrechtliche Sachverhalte (Unterlage Nr. 12)
- Landschaftspflegerische Begleitplanung und Artenschutzrechtlicher 

Fachbeitrag (Unterlage Nr. 13)
- UVP-Bericht (Unterlage Nr. 14)
- Geotechnische Berichte (Unterlage Nr. 18)
Der geänderte Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) mit den ent-
scheidungserheblichen Unterlagen liegt in der Zeit vom 12.02.2024 
bis einschließlich 11.03.2024 in der Stadt Leipzig, Neues Rathaus, 
Martin-Luther-Ring 4 - 6, Stadtplanungsamt, Zimmer 498, 04109 Leipzig 
während der folgenden Zeiten

am Montag von 08:00 bis 15:00 Uhr
am Dienstag von 08:00 bis 16:00 Uhr
am Mittwoch von 08:00 bis 15:00 Uhr
am Donnerstag von 08:00 bis 16:00 Uhr
am Freitag von 08:00 bis 12:00 Uhr

zur allgemeinen Einsichtnahme aus.
Zeitgleich werden diese Bekanntmachung und die zur Einsicht aus-
gelegten Planunterlagen auch auf der Internetseite des Eisenbahn-Bun-
desamtes www.eba.bund.de/anhoerungsverfahren (Planfeststellung 

Bekanntmachung über die Auslegung und Unterrichtung der Öffentlichkeit zur  
1. Planänderung im Planfeststellungsverfahren für das Bauvorhaben „Komplex Umbau  
Bahnhof Wiederitzsch“, Bahn-km 113,400 bis 118,211 Strecke 6403 Magdeburg Hbf –  

Halle (S) Hbf – Leipzig Messe Süd, Bahn-km 0,900 bis 1,219 Strecke 6381 Leipzig-Wahren,  
Abzw S – Abzw L, Bahn-km 2,745 bis 7,000 Strecke 6369 Wiederitzsch Streckenwechsel –  

Engelsdorf, Bahn-km 0,000 bis 1,225 Strecke 6370 Wiederitzsch – Leipzig Messe Nord  
in der Stadt Leipzig (Aktenzeichen: 521ppw/022-2022#024)

https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
https://www.uvp-verbund.de
https://www.uvp-verbund.de
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Komplex Umbau Bahnhof Wiederitzsch) zugänglich gemacht.
1. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann 

sich gemäß § 21 Abs. 2 und 5 UVPG bis einen Monat nach Ablauf 
der Auslegungsfrist - bis einschließlich 11.04.2024 - beim Eisen-
bahn-Bundesamt, Außenstelle Dresden, August-Bebel-Str. 10, 
01219 Dresden, äußern. Einwendungen und Stellungnahmen sollen 
elektronisch übermittelt werden (E-Mail an: kanzlei-sb1-drd@eba.
bund.de). Eine schriftliche Übermittlung ist ebenfalls möglich.

 Nach Ablauf der genannten Frist sind Einwendungen gegen den 
Plan, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, aus-
geschlossen (§ 18 Abs. 1 Satz 3 AEG in Verbindung mit § 73 Abs. 4 
Satz 3 VwVfG). Einwendungen und Stellungnahmen der Vereini-
gungen sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen (§ 73 
Abs. 4 Satz 5 VwVfG). Der Einwendungsausschluss beschränkt sich 
bei Vorhaben, für die eine Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht, auf das Verwaltungsverfahren.

 Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung erfolgt.
2. Diese Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der an-

erkannten Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG von der 
Auslegung des Plans.

3. Das Eisenbahn-Bundesamt kann gemäß § 18a Abs. 5 Satz 1 AEG 
auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen und 
Stellungnahmen verzichten.

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Ein-
wendungen oder Abgabe von Stellungnahmen, Teilnahme am 
Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet.

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfest-

stellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden in einem 
gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss 
des Anhörungsverfahrens durch das Eisenbahn-Bundesamt ent-
schieden. Die Zustellung, Auslegung und Bekanntmachung der 
Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses können dadurch 
erfolgen, dass die Entscheidung mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
und dem festgestellten Plan für zwei Wochen auf der Internetseite 
des Eisenbahn-Bundesamtes veröffentlicht wird (§ 18a Abs. 5 Satz 
2 AEG).

7. Da für das Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht, wird darauf hingewiesen, dass die 
ausgelegten Planunterlagen die nach § 19 Abs. 2 UVPG notwendigen 
Angaben enthalten und dass die Auslegung der Planunterlagen auch 
der Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen 
des Vorhabens gemäß § 18 UVPG dient.

8. Nähere Hinweise zum Datenschutz in Planfeststellungsverfahren 
siehe unter https://www.eba.bund.de/datenschutzhinweise.

9. Diese Bekanntmachung sowie die zur Einsicht ausgelegten Plan-
unterlagen werden zeitgleich mit der Auslegung der Unterlagen 
in den Gemeinden auch im UVP-Portal https://www.uvp-portal.
de zugänglich gemacht. ■

Stadtplanungsamt
i. A. des Eisenbahn-Bundesamtes

https://www.eba.bund.de/datenschutzhinweise
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung eines  

Vorbescheids für das Vorhaben: „Vorbescheid: Abriss Wintergarten  
und Ersatzanbau an Reihenendhaus, Krostitzer Weg 20“,  

Leipzig, Gemarkung Eutritzsch, Flurstück 371/13 

verfügenden Teil erlassen:

(1) Der Vorbescheid mit der Beantwortung einzelner Fragen für das 
Vorhaben: „Vorbescheid: Abriss Wintergarten und Ersatzanbau an 
Reihenendhaus, Krostitzer Weg 20“, Leipzig, Gemarkung Eutritzsch, 
Flurstück 371/13, ist erteilt.

(2) Bestandteil der Entscheidung sind die in dem Vorbescheid auf-
geführten und mit der Entscheidung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-
barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Den vollständigen Bauvorbescheid und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5237 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:1 000

Datenauszug

Erstellungsdatum 23.01.2024

Aulich, Henry

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 10 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 23.01.2024 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-010228-BV-63.30-HAU einen Bescheid mit folgendem 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung eines Anbaus  
im Erdgeschoss als Kammer zur Küche, einer Doppelgarage, eines  

Balkons sowie einer freistehenden Sauna im Garten, Kietzstraße 14“, 
Leipzig, Gemarkung Leutzsch, Flurstück 213/48

(2) Mit der Baugenehmigung werden folgende Ausnahmen und Be-
freiungen zugelassen:

 Ausnahme gemäß § 31 Abs. 1 Baugesetzbuch von den Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes: Anbau Garage außerhalb überbaubarer 
Grundstücksfläche

 Befreiung gemäß § 31 Abs. 2 Baugesetzbuch von den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes: Errichtung eines Balkons außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen

(3) Die Baugenehmigung enthält Auflagen und Auflagenvorbehalte. 

(4) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-
barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5172 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 23.01.2024 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-008950-VV-63.40-HAS einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung eines Anbaus 
im Erdgeschoss als Kammer zur Küche, einer Doppelgarage, eines 
Balkons sowie einer freistehenden Sauna im Garten, Kietzstraße 
14“, Leipzig, Gemarkung Leutzsch, Flurstück 213/48, im Genehmi-
gungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes 
Verfahren) ist erteilt.
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung von einer  
Gewerbeeinheit für Büro- und Ladenfläche zu Praxisräumen  

(Hebammenpraxis), Kochstraße 43“, Leipzig,  
Gemarkung Leipzig, Flurstück 3385

(Hebammenpraxis), Kochstraße 43“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, 
Flurstück 3385, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische 
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2) Mit der Baugenehmigung wird folgende Abweichungen zugelassen:

 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 
aus § 50 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SächsBO  dahingehend, dass auf Her-
stellung der Barrierefreiheit verzichtet wird.

(3) Die Baugenehmigung enthält keine Nebenbestimmungen. 

(4) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-
barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5122 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 22.01.2024 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-011874-VV-63.41-CHC einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Nutzungsänderung von 
einer Gewerbeeinheit für Büro- und Ladenfläche zu Praxisräumen 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  
Baugenehmigung für das Vorhaben: „Sanierung eines MFH  

(Hinterhaus), Errichtung eines Außenzugangs vom Treppenhaus,  
Nutzungsänderung EG, (AZ: 63-2019-012097-VV-63.42-MAS), 1. Nach-

trag zur Baugenehmigung vom 07.09.2020 – kein Dachgeschossausbau, 
Schwarzackerstraße 11“, Leipzig, Gemarkung Stötteritz, Flurstück 253h

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Sanierung eines MFH 
(Hinterhaus), Errichtung eines Außenzugangs vom Treppenhaus, 
Nutzungsänderung EG, (AZ: 63-2019-012097-VV-63.42-MAS), 1. 
Nachtrag zur Baugenehmigung vom 07.09.2020 – kein Dachgeschoss-
ausbau, Schwarzackerstraße 11“, Leipzig, Gemarkung Stötteritz, 
Flurstück 253h, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische 
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-
barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-8927 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:1 000

Datenauszug

Erstellungsdatum 24.01.2024

Steinbeck, Marco

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 10 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 15.01.2024 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-011232-VV-63.41-MAS einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Grundriss- und  
Nutzungsänderung einer Gewerbeeinheit (ehemals Büro neu  

Physiotherapie/Ergotherapie), Atriumstraße 1, Johann-Eck-Straße 4, 6, 8“, 
Leipzig, Flurstück Gemarkung Reudnitz, Flurstück 608/8

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben  im Genehmigungsver-
fahren nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonde „Grundriss- und 
Nutzungsänderung einer Gewerbeeinheit (ehemals Büro neu Phy-
siotherapie/Ergotherapie), Atriumstraße 1, Johann-Eck-Straße 4, 6, 
8“, Leipzig, Flurstück Gemarkung Reudnitz, Flurstück 608/8,rbau) 
ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Auflagen und Auflagenvorbehalte. 

(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-
barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-8926 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:1 000

Kartengrundlage GeoSN, dl-de/by-2-0

Erstellungsdatum 25.01.2024

Grocke, Susanne

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 10 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leip-
zig hat als untere Bauaufsichtsbehörde unter dem Aktenzeichen 
63-2023-011184-SB-63.31-SGR einen Bescheid mit folgendem verfü-
genden Teil erlassen:
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3) Sächsische Bauordnung (SächsBO) 
über die Erteilung einer Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines  

Wohnhauses mit 14 Wohnungen mit anteiligen Seniorenwohnungen, 
63-2020-013386-VV-63.42-GKA; Verlängerung der Baugenehmigung vom 22.02.2021, 

Breitkopfstraße 3, Leipzig, Gemarkung Reudnitz, Flurstück 280/y,  
63-2020-013386-VV-63.42-GKA; Verlängerung der Baugenehmigung vom 22.02.2021, 

Breitkopfstraße 3“, Leipzig, Gemarkung Reudnitz, Flurstück 280/y

Baugenehmigung vom 22.02.2021, Breitkopfstraße 3“, Leipzig, Ge-
markung Reudnitz, Flurstück 280/y, im Genehmigungsverfahren 
nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist 
erteilt.

(2) Mit der verlängerten Baugenehmigung wird folgende Abweichung 
zugelassen:

 Eine Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderun-
gen aus § 6 Abs. 2 SächsBO, wonach die erforderlichen Abstands-
flächen auf dem Grundstück selbst liegen müssen. Aufgrund des 
atypischen Grundstückzuschnittes ist das vorliegend nicht der Fall. 
Dieser Abweichung wird zugestimmt.

(3) Bestandteil der verlängerten Baugenehmigung sind die in der 
Baugenehmigung aufgeführten und mit der Baugenehmigung 
ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-
barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341 / 123-5243 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:1 000

Datenauszug

Erstellungsdatum 31.01.2024

Schreiber, Christiane

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 10 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 31.01.2024 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-012240-VV-63.41-CHS einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines Wohn-
hauses mit 14 Wohnungen mit anteiligen Seniorenwohnungen, 
63-2020-013386-VV-63.42-GKA; Verlängerung der Baugenehmigung 
vom 22.02.2021, Breitkopfstraße 3, Leipzig, Gemarkung Reudnitz, 
Flurstück 280/y, 63-2020-013386-VV-63.42-GKA; Verlängerung der 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Anbau von Balkonen, Sanierung 
des Hofgebäudes, Nutzungsänderung von Gewerbe in 5 Wohnungen, 
Einbau neues Dach, neue Wände und Herstellung von 5 Stellplätzen, 
Dimpfelstraße 61“, Leipzig, Gemarkung Schönefeld, Flurstück 333/i

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Anbau von Balkonen, 
Sanierung des Hofgebäudes, Nutzungsänderung von Gewerbe in 5 
Wohnungen, Einbau neues Dach, neue Wände und Herstellung von 
5 Stellplätzen, Dimpfelstraße 61“, Leipzig, Gemarkung Schönefeld, 
Flurstück 333/i, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische 
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Auflagen.

(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-
barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/123-5152 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:1 000

Datenauszug

Erstellungsdatum 29.01.2024

Hofmann, Vera

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 10 m
Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leip-
zig hat als untere Bauaufsichtsbehörde unter dem Aktenzeichen 
63-2023-010723-VV-63.31-VHO einen Bescheid mit folgendem ver-
fügenden Teil erlassen:
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  
Baugenehmigung für das Vorhaben: „Umnutzung Wohnen  

zu Ferienwohnung, Tauchaer Straße 1“, Leipzig,  
Gemarkung Mockau, Flurstück 1311

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Umnutzung Wohnen zu 
Ferienwohnung, Tauchaer Straße 1“, Leipzig, Gemarkung Mockau, 
Flurstück 1311, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische 
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:

1. Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 
über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2. Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-
barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung bei der Bauberatung des 
Amtes für Bauordnung und Denkmalpflege unter der Telefonnummer: 
0341/123-8922 oder E-Mail: abd.bauberatung@leipzig.de gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Erstellt für Maßstab 1:1 000

Datenauszug

Erstellungsdatum 29.01.2024

Siemang, Hung

Nur für den Dienstgebrauch.© Amt für Geoinformation und Bodenordnung

erstellt durch:

´0 10 m

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 29.01.2024 unter dem Aktenzei-
chen 63-2023-011962-VV-63.31-HSI einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
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